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Vorwort 
Die vorliegende Diplomarbeit entstand im Rahmen des sechsten Semesters an der 

Zürcher Hochschule für Angewandte Wissenschaften in Winterthur. Das Thema er-

gab sich aus einer Anregung des Dozenten Martin Signer und befasst sich mit der 

ökonomischen Betrachtung einer möglichen Postbank unter besonderer Berücksich-

tigung einer Umwandlung der PostFinance in eine Postbank. Der Zweck der Arbeit ist 

eine objektive Betrachtung und Bewertung einer Postbank. 

 

Die Schwierigkeit bei der Bearbeitung des Themas lag insbesondere darin, verwen-

denswerte Literatur zu erhalten und diese aus einem sachlichen wie auch unparteii-

schen Standpunkt zu beurteilen. 

  

Ich danke Herrn Marc Andrey, Mediensprecher der PostFinance, sowie Frau Sabine 

Zeilinger, Leiterin Öffentlichkeitsarbeit der PostFinance, für die Möglichkeit, diverse 

Unklarheiten sowie Zusammenhänge zu analysieren und zu diskutieren. Bei Herrn 

Martin Stössel, Lehrkraft Sekundarschule Schmerikon, möchte ich mich für den Bei-

stand der Diplomarbeit in grammatikalischer sowie stilistischer Hinsicht bedanken. 

 

Mein Dank gilt ausserdem Herrn Martin Signer, der mich tatkräftig unterstützt und die 

wissenschaftliche Betreuung der Arbeit sichergestellt hat. 
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Management Summary 
Anhand einer Ist-Analyse konnte festgestellt werden, dass sich die Schweizerische 

Post der Herausforderung von rückläufigen Briefmengen stellen muss. Der Bereich 

PostMail weist eine hohe Bedeutung für den gesamten Konzern auf und sieht sich 

neben der negativen Mengenentwicklung auch mit der Öffnung des Briefmarktes 

konfrontiert. PostMail agiert demnach in einem schwierigen und unsicheren Umfeld, 

was Auswirkungen auf den Geschäftsgang haben kann. Um dieser negativen Beein-

flussung und Entwicklung entgegenzuwirken, möchte die Schweizerische Post eine 

Banklizenz für die PostFinance erhalten. Mit einer Banklizenz könnte die Post-

Finance eigenständig im Aktivgeschäft tätig sein und den Konzern weiterhin unter-

stützen. 

 

Auch die PostFinance weist gemäss der Finanzanalyse eine hohe Bedeutung für den 

gesamten Konzern auf. Der Bereich entwickelt sich sehr erfolgreich und konnte sich 

als Nummer fünf im Schweizer Retailmarkt etablieren. Weiter konnte festgestellt wer-

den, dass die PostFinance über eine gute finanzielle Basis verfügt und die Eigen-

kapitalanforderungen gemäss Basel II erfüllt. Aus finanzieller Sicht wäre eine Ertei-

lung der Banklizenz somit denkbar. 

 

Mittels einer SWOT-Analyse wurden diverse Stärken, wie das Image der Schweizeri-

schen Post oder das Vertrauen der Kundschaft und auch Schwächen, wie die rechtli-

che Gliederung oder die Margenteilung, ermittelt. Neben den Chancen des starken 

Neugeldzuflusses, fehlender Margenteilung mit Kooperationspartnern oder des 

selbstständigen Betreibens des Aktivgeschäfts wurden auch die Gefahren, wie das 

höhere Ausfallrisiko, die Marktunsicherheiten oder die Bedürfnisse des Kunden 2015, 

festgehalten. 

   

Im Rahmen der Five-Forces-Analyse wurde festgestellt, dass in der Finanzbranche 

eine hohe Wettbewerbsrivalität herrscht. Es sind tiefe Kräfte bezüglich Markteintritts-

bedrohung, Lieferantenmacht, Käufermacht sowie Ersatzprodukte vorhanden und 

infolgedessen wird neben der bestehenden Konkurrenz mit keinen Neueintritten ge-

rechnet werden müssen. Die engere Konkurrenz für eine Postbank besteht somit, 

wie mittels Konkurrenz-Analyse bestimmt wurde, aus den Kantonalbanken, Raiffei-

senbanken und Regionalbanken. 
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Die Gegenüberstellung von Pro und Contra einer Postbank führte zu einer exakteren 

Betrachtung dieses Strebens. Daraus konnten drei Varianten als Lösungsvorschläge 

erarbeitet werden: Status Quo, vollständige Banklizenz und Unterstellung FINMA 

einschliesslich privatrechtliche Aktiengesellschaft. 

 

Die Variante Status Quo wurde nicht empfohlen, da sie lediglich kurzfristiger Natur 

wäre. Auch die Variante vollständige Banklizenz konnte nicht überzeugen und wurde 

nicht empfohlen. Wegweisend dafür waren das Nichtvorhandensein einer Kredit-

klemme, die Unmöglichkeit einer erhöhten Kreditvergabe aufgrund der Bonitätsprü-

fung sowie auch das zusätzliche Risiko für den Steuerzahler. Unterstützt wurde diese 

Entscheidung durch das fehlende Know-how im Aktivgeschäft und die konjunkturel-

len Einflüsse. Auch das positive Beispiel der Postbank Deutschland konnte diesen 

Entschluss nicht ändern. Die empfohlene Lösung beinhaltete die Unterstellung unter 

die FINMA, sowie die Umwandlung der PostFinance in eine privatrechtliche Aktien-

gesellschaft. Die Gründe hierfür liegen insbesondere darin, dass eine Steigerung der 

Transparenz und regulatorische Sicherheit erzielt werden könnte. Zudem würden die 

Interessen des Bundes in der Grundversorgung Zahlungsverkehr gewahrt werden 

und die PostFinance könnte den banken- und aufsichtsrechtlichen Anforderungen 

entsprechen. 
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1 Einleitung 
Die zentrale Fragestellung dieser Diplomarbeit ist, ob die PostFinance in eine Post-

bank umgewandelt werden soll und ob der Briefverkehr dadurch subventioniert wer-

den kann. Diese Fragestellung soll aus einem ökonomischen Betrachtungswinkel 

bewertet und eingestuft werden.  

 

Die PostFinance ist aktuell ein Geschäftsfeld der Schweizerischen Post und ist somit 

lediglich ein Teilbereich dieses Konzerns. Da keine Banklizenz vorhanden ist, kann 

das Aktivgeschäft, wie es für eine Bank üblich ist, nicht betrieben werden. Um diese 

Lücke zu füllen und wettbewerbsfähig zu bleiben, geht die Post aktuell diverse Ko-

operationen ein. 

 

Der Konzern sieht sich mit einer negativen Mengenentwicklung und der Liberalisie-

rung des Briefmarktes konfrontiert. Um dieser Herausforderung erfolgreich entgegen-

treten zu können, strebt die Schweizerische Post für das Geschäftsfeld PostFinance 

nach einer vollständigen Banklizenz. 

 

Im Folgenden wird mit verschiedenen Analyse-Tools geprüft, ob eine vollständige 

Banklizenz für die PostFinance unter Einbezug verschiedener Befürworter und Geg-

ner sinnvoll erscheint und ob der Briefverkehr dadurch unterstützt werden kann. 
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2 Die Schweizerische Post 
In diesem Abschnitt wird die Schweizerische Post und deren Umfeld vorgestellt. Hier 

soll ein Überblick über den gesamten Konzern gewonnen werden. 

 

2.1 Überblick 
Die Schweizerische Post ist das grösste Postunternehmen der Schweiz und agiert 

als eine selbständige, öffentliche Anstalt des Bundes. Sie befördert adressierte Sen-

dungen und Pakete, transportiert Reisende und verwaltet Vermögen. Sie ist allge-

mein bekannt als „Die Post, La Poste, La Posta, Swiss Post“. 

 

In der Schweiz hat die Post einen gesetzlichen Auftrag zu erfüllen. Dieser liegt in der 

Erbringung eines ausreichenden Universaldienstes in allen Landesteilen, nach glei-

chen Grundsätzen, in guter Qualität und zu angemessenen Preisen (Die Schweizeri-

sche Post (1), 2010: 44). 

 

Die Begriffe Universaldienst und Grundversorgung werden im Postwesen als Syn-

onyme gebraucht. Es wird zwischen Universaldienst mit Postdiensten (Briefe und 

Pakete) und Universaldienst im Zahlungsverkehr unterschieden (Die Schweizerische 

Post (2), 2008: 13). 
 

Das Gesetz unterscheidet weiter zwischen den reservierten Diensten, die nur die 

Post anbieten darf und den nicht reservierten Diensten, die sie anbieten muss. Bei 

den nicht reservierten Diensten steht sie im Wettbewerb mit privaten Anbietern. Der 

gesetzliche Leistungsauftrag wird mit Abbildung 1 dargestellt. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Universaldienst 
Reservierte Dienste 
Briefe bis 50 Gramm 
(Nur die Post darf) 

Nicht reservierte Dienste 
z.B. Pakete bis 20 Kilo, Briefe über 
50 Gramm, Zahlungsverkehr 
(Die Post muss, Private dürfen) 

Wettbewerb 
Wettbewerbsdienste 
z.B. Expresspost, Sendungen 
ohne Adresse, Drittprodukte 
(Alle dürfen) 

Flächendeckendes Poststellennetz 

Abbildung 1: Konzern – Gesetzlicher Leistungsauftrag  
(in Anlehnung an Die Schweizerische Post (1), 2010: 44) 
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Die Post ist ausserdem verpflichtet ein flächendeckendes Poststellennetz zu betrei-

ben. Dieses stellt sicher, dass die Dienstleistungen des Universaldienstes in sämtli-

chen Regionen für alle Bevölkerungsgruppen in einer angemessen Distanz erhältlich 

sind  (Die Schweizerische Post (1), 2010: 44). 
 

2.2 Geschichte 
Die Geschichte der Schweizerischen Post geht auf die Gründung der Bundespost im 

Jahre 1849 zurück. Im Verlaufe der Zeit hat sich die Bundespost diversen Änderun-

gen und Anpassungen unterzogen. Zu den wichtigsten Meilensteinen gehört die Ein-

führung der Postleitzahlen im Jahre 1964. Die ersten Postomaten sowie das erste 

Natel 1978, aber auch die Verzinsung des Gelben Kontos 1989 formten die Ge-

schichte der Schweizerischen Post. 

 

Die Geschichte geprägt hat ebenfalls die Umgestaltung der damaligen PTT. Aus ihr 

entstanden 1997 zwei neue Unternehmen. Zum einen die Schweizerische Post und 

zum anderen die Swisscom. Um der Liberalisierung des Telekommarktes entspre-

chen zu können, wurde sie als spezialgesetzliche Aktiengesellschaft gegründet. Als 

Hauptziel dieser Veränderungen zählt die Trennung der unternehmerischen von der 

politischen Verantwortung, was den Einfluss der Politik auf die Marktmechanismen 

unterbinden soll. 

 

Aus Sicht des Geschäftsfeldes PostFinance ist das Jahr 2003 von grosser Bedeu-

tung. Sie geht mit der UBS eine Kooperation im Kreditgeschäft ein und wird so als 

vollständiger Finanzdienstleister anerkannt (Geschichte, 2010: o.S.). 
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2.3 Organisationsstruktur 
Das oberste Gremium der Post stellt der Verwaltungsrat, Herr Peter Hasler, dar. Er ist für die Umsetzung der gesetzten strategischen 

Ziele des Bundesrates (siehe Punkt 2.6.2, S. 6) zuständig. Die Konzernleitung obliegt Herrn Jürg Bucher. Er ist für die operative Füh-

rung verantwortlich und hat per 14. Dezember 2009 die Stelle des damaligen Konzernleiters Michel Kunz übernommen. Abbildung 2 

veranschaulicht die Organisationsstruktur der Post und zeigt den Aufbau der sieben Segmente, in denen sie aktiv ist (Die Schweizeri-

sche Post (1), 2010: 35). 

 

 

Abbildung 2: Organisationsstruktur Schweizerische Post (in Anlehnung an Die Schweizerische Post (1), 2010: 35) 

Verwaltungsrat Peter Hasler 

Interne Revision Martina Zehnder 

Konzernleitung Jürg Bucher 

Kommunikation Daniel Mollet Personal Yves-André Jeandupeux Finanzen Markus Zenhäusern 

PostAuto 
Daniel Landolf 

PostFinance 
Jürg Bucher 

PostMail 
Ulrich Hurni 

PostLogistics 
Dieter Bambauer 

Swiss Post 
International 

Jean-Pierre 
Streich 

Swiss Post 
Solutions 

Frank Marthaler 

Poststellen 
und Verkauf 

Patrick  
Salamin 

Services Hans-Christof Schregenberger 
(Immobilien – Informationstechnologie – Konzerneinkauf – InfraPost AG – Sprachdienst) 
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2.4 Beschreibung Segmente 
Der Organisationsstruktur kann entnommen werden, dass die Post in sieben Seg-

mente gegliedert ist. Jeder Bereich trägt zum Erfolg der Schweizerischen Post bei 

und nimmt verschiedene Aufgaben wahr. Diese Aufgaben werden in Tabelle 1 ge-

nauer beschrieben (Die Schweizerische Post (1), 2010: 164). 

 

Segment  Aufgabenbereich 

PostMail  
Dienstleistungen in den Bereichen adressierte Brief-

post, Zeitungen, Sendungen ohne Adresse 

PostLogistics  
Pakete, Expresszustellungen, Kurierdienste, Trans-

porte, Logistikdienstleistungen 

Swiss Post International  
Versand/Empfang von Briefen/Paketen ins sowie aus 

dem Ausland und Versand von Presseerzeugnissen 

Swiss Post Solutions  
Dienstleistungen in neuen Märkten wie Dialogmarke-

ting, Dokumenten- und Kundenmanagement 

Poststellen und Verkauf  

Vertriebskanal für postalische Angebote und ergän-

zend für Drittprodukte für Privatkunden/kleine und 

mittlere Unternehmen 

PostFinance  
Dienstleistungen in den Bereichen Zahlungsverkehr, 

Anlegen, Vorsorgen und Finanzieren 

PostAuto  
Strassengebundener Personenverkehr sowie ergän-

zende Dienstleistungen 

 

 
2.5 Rechtliche Grundlage 
Die Schweizerische Post ist dem Postgesetz unterstellt. Dieses regelt Markt-

angelegenheiten, während das Postorganisationsgesetz das eigentliche Unterneh-

mensgesetz darstellt. Das Segment PostFinance ist ausserdem dem Postkundenge-

heimnis unterstellt. Die Rechtsgrundlage in diesem Bereich hat sich seit 1998 ge-

mäss Tabelle 2 verändert (Die Schweizerische Post (3), 2007: o.S.). 

 

Tabelle 1: Übersicht Segmente und Aufgabenbereich  
(in Anlehnung an Die Schweizerische Post (1), 2010: 164) 
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Jahr  Erlass Entwicklung 

1998  PTT-Reform Die marktübliche Verzinsung von Post- und De-

posito-Konti sowie Angebote von Dritten erlaubt 

1999  Vereinbarung EFV und Post Post darf Anlagen direkt am Geld- und Kapital-

markt tätigen 

2002  Gesamtschau Postwesen Hypotheken und Kredite im Auftrag Dritter (UBS) 

2004  
Revisionen Finanzhaushalts- 

und Postorganisationsgesetz 

Post führt eigene Tresorerie und Verwaltungsrat 

legt Anlage- und Risikopolitik für die Post in Ei-

genkompetenz fest (vorher durch EFV) 

 
 

2.6 Strategie 
2.6.1 Strategische Stossrichtungen 

Die Schweizerische Post ist bestrebt, für die verschiedenen Stakeholder (siehe Punkt 

4.4, S. 14) und auch für die Gesellschaft selbst, einen Mehrwert zu schaffen. Um dies 

zu erreichen, verfolgt sie elf strategische Stossrichtungen, die ihre Wettbewerbs-, 

Absatz-, Leistungs- und Dienstleistungsfähigkeit erhöht. Die Strategie selbst leitet 

sich von der Postgesetzgebung und den strategischen Zielen des Bundesrates ab. 

 

Zu den strategischen Stossrichtungen zählen die Sicherstellung und Weiterentwick-

lung der Grundversorgung, die Mitgestaltung der Rahmenbedingungen, das verant-

wortungsvolle und nachhaltige gesellschaftliche Handeln wie auch die Entwicklung 

des Leistungsangebotes. Weiter gehört die Betreibung einer marktfähigen Preispolitik, 

das Anbieten einer hochwertigen Kundenbetreuung, die Förderung der Leistungsbe-

reitschaft und der Motivation sowie die Betreibung einer fortschrittlichen Personalpoli-

tik dazu. Abgerundet werden die strategischen Stossrichtungen durch die Förderung 

der Innovation, das profitable Wachstum und das Ausschöpfen von Effizienzpoten-

zialen (Die Schweizerische Post (1), 2010: 48). 

 

2.6.2 Bund 

Der Bund ist alleiniger Eigentümer (Eigner) der Schweizerischen Post. Die Eignerin-

teressen werden dabei durch den Bundesrat wahrgenommen. Dieser berücksichtigt 

die unternehmerischen Freiheiten der Post im Rahmen von Artikel 1 ff. des Postor-

Tabelle 2: Entwicklung Rechtsgrundlage PostFinance 
(in Anlehnung an Die Schweizerische Post (3), 2007: o.S.) 
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ganisationsgesetzes (POG, siehe Anhang, S. 73) und schafft optimale Vorausset-

zungen für ein erfolgreiches Auftreten am Markt.  

 

Der Bundesrat legt, gestützt auf Artikel 6 (siehe Anhang, S. 73) des Postorganisati-

onsgesetzes, die strategischen Ziele der Post für eine Vierjahresperiode fest. 

 

2.6.2.1 Strategische Ziele Finanzdienstleistung  
Periode 2006 bis 2009: 

Für diesen Zeitraum hat der Bundesrat die Zielsetzung für den Bereich der Finanz-

dienstleistung in der Behauptung am Markt festgelegt. Die strategische Bedeutung 

dieses Geschäftsfeldes hat 2010 bis 2013 einen höheren Stellenwert als 2006 bis 

2009. Dies hat höhere Zielsetzungen und höhere Erwartungen in den Geschäftsbe-

reich zur Folge (UVEK (1), 2005: 1-4). 

 

Periode 2010 bis 2013: 

Der Bundesrat hat für die Periode 2010 bis 2013 das Ziel gesetzt, im Bereich der Fi-

nanzdienstleistungen ihre Position als etabliertes Finanzinstitut am Schweizer Markt 

zu stärken. Dies gilt insbesondere für die folgenden Bereiche (UVEK (2), 2009: 1-6). 

 

Bereich Ziel 

Zahlungsverkehr Stellung als Marktführerin halten und ausbauen 

Passivgeschäft Weiter wachsen 

In- und ausländischer Geld- 

und Kapitalmarkt 

Wichtiger Anleger bleiben und risikobewusste Anla-

gen tätigen 

 Kredit- und Hypotheken-

geschäft 

 Anlagegeschäft 

 Vorsorge 

In Kooperation mit Dritten Angebote bereitstellen, 

damit die Kunden ihre wesentlichen Finanzbedürfnis-

se bei der Post abdecken können 

 

 
Tabelle 3: Strategische Ziele 2010 bis 2013 (in Anlehnung an UVEK (2), 2009: 1-6) 
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3 Monopol 
Lange Zeit hatte die Post eine Monopolstellung im Paket- und Briefmarkt. Per 1. Ja-

nuar 2004 erfolgte allerdings die Liberalisierung des Paketmarktes, worauf die Post 

sich mit einem konkurrenzfähigen Angebot vorbereitete. Die Monopolgrenze für Brie-

fe wurde per 1. Juli 2009 auf 50 Gramm gesenkt. Drei Jahre später sollte die voll-

ständige Marktöffnung folgen. Im Jahre 2009 erwirtschaftete die Post 81.2% ihres 

Betriebsertrages im Wettbewerb und 18.8% in den reservierten Diensten, sprich im 

Monopolbereich (Die Schweizerische Post (1), 2010: 44-45). 

 

Der Post wurden folglich monopolisierte Bereiche entzogen und sie musste sich ver-

mehrtem Wettbewerb stellen. Um die Monopolstellung und deren Auswirkungen zu 

verstehen, wird nachfolgend darauf eingegangen. 

 

3.1 Definition 
Ein Monopol beschreibt eine Marktsituation, bei der es keine Konkurrenten aber ei-

nen Monopolisten gibt. Da dieser Alleinverkäufer auf seinem Markt ist, kann er die 

Marktpreise entscheidend beeinflussen und bestimmen.  Zugleich ist er einziger Pro-

duzent und Anbieter auf seinem Markt, weshalb er vor einer fallenden Marktnachfra-

gekurve steht (Mankiw, 2004: 337-344). 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Pr
ei

s 

Produktionsmenge 0 

Nachfrage 

Nachfragekurve des Monopolisten 

Abbildung 3: Nachfragekurve des Monopolisten (in Anlehnung an Mankiw, 2004: 344) 
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3.2 Entstehung 
Monopole entstehen, weil die Eintrittsschranken in den Markt für potentielle Konkur-

renten hoch sind. Sie lassen sich auf drei Ursachen zurückführen (Mankiw, 2004: 

338). 

 

3.2.1 Alleineigentum an Produktionsfaktoren 

Ein Weg zum Monopol geht vom Alleineigentum einer Unternehmung an einem Pro-

duktionsfaktor oder einem Schlüsselrohstoff aus. Hier sind Beispiele wie Ölquellen, 

besondere Quellen für Mineralwasser oder auch Wasserquellen in Trockengebieten 

(Oase) zu nennen. Ein Monopolist verfügt zweifellos über eine grössere Marktmacht 

zur Einflussnahme auf das Marktergebnis als jeder kleine Einzelanbieter in einem 

beliebigen Wettbewerbsmarkt. Bei lebensnotwendigen Rohstoffen und Gütern wie 

Wasser ist die Marktmacht besonders gross. In der Praxis entstehen Monopole je-

doch sehr selten aufgrund dieser Ursache (Mankiw, 2004: 338-339). 

 

3.2.2 Staatlich legitimierte Monopole 

Eine zweite Ursache für die Entstehung von Monopolen sind staatlich legitimierte 

Monopole. Diese entstehen oft dadurch, dass der Staat einzelnen Personen oder 

Unternehmungen die Lizenz erteilt, um bestimmte Güter oder Dienstleistungen her-

zustellen und zu verkaufen. Beispiele für staatliche Monopolisierung sind das Patent-

recht, Gesetze für Gebrauchsmusterschutz oder auch Copyrights (Mankiw, 2004: 

340). 

 

3.2.3 Natürliche Monopole 

Bei der dritten Ursache spricht man von einem natürlichen Monopol. Dies ist der Fall, 

wenn eine einzelne Unternehmung eine Ware oder eine Dienstleistung dem gesam-

ten Markt zu niedrigeren Kosten bereitstellen kann als zwei oder mehrere Unterneh-

mungen. Dieses basiert auf zunehmenden Skalenerträgen, die für den gesamten 

relevanten Mengenbereich anfallen. Abbildung 4 skizziert die Durchschnittskosten 

einer Unternehmung mit zunehmenden Skalenerträgen. 
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Bei einem natürlichen Monopol ist der Eintritt für mögliche Wettbewerber reizlos, da 

sie dieselben niedrigen Kosten nicht erreichen können (Mankiw, 2004: 340-342). 

 

3.3 Wirtschaftspolitische Massnahmen gegen Monopole 
Vergleicht man Monopole mit Konkurrenzunternehmen, so kann bei Ersteren eine 

nicht effiziente Zuteilung der Ressourcen beobachtet werden. Sie produzieren weni-

ger als gesellschaftlich wünschenswert ist und verlangen höhere Preise. Wirtschafts-

politiker können mit vier Massnahmen gegen die Ineffizienz des Monopolmarktes 

vorgehen. 

1. Versuchen den Wettbewerb in Monopolmärkten zu steigern. Dies gelingt bei-

spielsweise durch Wettbewerbsgesetze wie Fusionskontrollen. 

  im Falle der Post wurden die Märkte für Private geöffnet 

2. Verhaltensvorschriften für Monopolisten schaffen, beziehungsweise das Preisset-

zungsverhalten des Monopolisten regulieren. 

  im Falle der Post bereits heute mit angemessener Distanz, Preis und Quali-

  tät vorhanden 

3. Private Monopole in staatliche Unternehmen umwandeln, wie es beispielsweise 

bei Telefondiensten, Wasser- und Elektrizitätsversorgung verbreitet ist. 

4. Nichts tun, da alle drei politischen Massnahmen Nachteile aufweisen und Natio-

nalökonomen deshalb dem Staat vor dem Eingreifen abraten (Mankiw, 2004: 355-

359). 

 

0 

K
os

te
n 

Produktionsmenge 

Durchschnittskosten 

Zunehmende Skalenerträge 

Abbildung 4: Zunehmende Skalenerträge (in Anlehnung an Mankiw, 2004: 341) 
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4 Die PostFinance 
Dieser Abschnitt dient der Vorstellung der PostFinance und stellt eine Ist-Analyse dar. 

 

4.1 Überblick 
Zum Finanzplatz Schweiz gehören neben den Banken auch die Versicherungen so-

wie die PostFinance. Sie wird auch als Finanzintermediär bezeichnet und stellt ein 

Retail-Finanzinstitut dar, welches über 2.6 Mio. Kunden betreut. Die PostFinance gilt 

als Partner für Privatkunden, Kleine und Mittlere Unternehmen (KMU), Grossunter-

nehmen, öffentlich-rechtliche Körperschaften (Kantone, Bund, Sozialversicherungen) 

und Vereine. 

 

Die PostFinance erbringt seit 1906 den flächendeckenden Zahlungsverkehr in der 

Schweiz und hat sich seit 1997 von der Nummer eins im Schweizer Zahlungsverkehr 

zum umfassenden Finanzinstitut entwickelt. Hypotheken für Privatkunden werden 

seit Mai 2003 und Kredite für KMUs seit 2004 angeboten (Die Schweizerische Post 

(4), 2010: o.S.). 

 

Da der Bund Eigentümer der Schweizerischen Post und somit auch der PostFinance 

ist, verfügt sie über eine Staatsgarantie. Dieser Status wird seitens der Konkurrenten 

als Wettbewerbsvorteil gewertet. Die PostFinance kann als Finanzintermediär vom 

Image der Schweizerischen Post profitieren und somit auf einen vertrauenswürdigen 

und starken Brand zurückgreifen (Die Schweizerische Post (1), 2010: 76-77). 

 

4.2 Aktiv- und Passivgeschäft 
Im Bankengeschäft unterscheidet man das Aktiv- und das Passivgeschäft. Unter dem 

Passivgeschäft versteht man die Entgegennahme von fremdem Geld auf eigene 

Rechnung. Als Gegenleistung bezahlt die Bank den Gläubigern einen Passivzins. 

Das Passivgeschäft stellt aus der Sicht des Geldgebers eine Kapitalanlage dar. Für 

die Bank handelt es sich um eine Kreditaufnahme, da sie die erhaltenen Gelder im 

Aktivgeschäft wieder an kreditsuchende Unternehmen oder Private ausleihen kann. 

Die Differenz zwischen dem Preis für Ersparnisse (Passivzins) und dem Preis für 

Kredite (Aktivzins) wird als Zinsmarge bezeichnet und gilt als wichtige Einnahmequel-

le der Banken (Schweizerische Bankiervereinigung (1), 2002: 3-4). 
 



Ökonomische Betrachtung einer Postbank  12 
 

Dario Bagno  FS 2010 
  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die PostFinance ist im Passivgeschäft tätig und zählt zu seinen Finanzdienstleistun-

gen die Bereiche Zahlen, Anlegen, Finanzieren und Vorsorgen. Da die PostFinance 

jedoch nicht im Besitz einer Banklizenz ist, hat sie keine Berechtigung für das selb-

ständige Betreiben des Aktivgeschäfts. Sie darf somit keine eigenen Kredite und Hy-

potheken vergeben und sieht sich gezwungen ihre Kundengelder teilweise im Aus-

land anzulegen, um möglichen Klumpenrisiken entgegenzuwirken. Die steigenden 

Auslandanlagen erschweren die Verteilung der Risiken, was sich negativ auf die Ge-

schäftstätigkeit auswirken kann (Die Schweizerische Post (1), 2010: 76-80). 

 
4.3 Ressourcen und Kompetenzen 
Die PostFinance verfügt über verschiedene Basisressourcen wie ihre Mitarbeiter, IT-

Systeme, Anschluss an das Zahlungsverkehr-System oder auch Postomaten. Damit 

befriedigt sie die Grundbedürfnisse ihrer Kunden wie beispielsweise die Kundenbera-

tung, Abwicklung des Zahlungsverkehrs oder auch die 24h-Hotline. 

 

Die Wettbewerbsvorteile kann sie insbesondere durch ihr physisches Poststellennetz 

und den Brand Post erzielen. Aufgrund der hohen Erreichbarkeit führt dies zu einer 

hohen Bequemlichkeit bei der Nutzung von Produkten oder Dienstleistungen der 

PostFinance. Neben dem Zahlungsverkehr können sie als Kernkompetenzen ein-

gestuft werden. Gerade im Zahlungsverkehr zeigt sich die Stärke und Kompetenz 

dadurch, dass bereits zahlreiche Schweizer Banken ihren Zahlungsverkehr an die 

Post ausgelagert haben. 

 

Abbildung 5: Illustration Bankengeschäft  

(in Anlehnung an Schweizerische Bankiervereinigung, 2002: 3-4) 

 

Gläubiger Schuldner Bank 

Kapital Kapital 

Passivzins 

Illustration Bankengeschäft 

Aktivzins 
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4.3.1 Skaleneffekte und Erfahrungskurve 

Die PostFinance kann ohne Zweifel vom Poststellennetz der Schweizerischen Post 

profitieren. Das ausgedehnte Filialnetz wird aufgrund ihrer Grösse und Schwierigkeit 

zum Aufbau als Skaleneffekt gewertet. Auch das marktgetriebene Netzwerk der 

PostFinance, wozu sämtliche Kooperationen sowie die dazugehörige Informations-

technologie (IT) gehören, zählt zu Skaleneffekten der PostFinance. Als Treiber die-

ses Netzwerks sind einerseits die verfügbaren Kapazitäten in der Abwicklung und im 

Absatz (Retailnetz) aber auch die regulatorische Barriere, aufgrund der fehlenden 

Banklizenz zu nennen (Alt, Bernet und Zerndt, 2009: 163-164). Auch bei Schalterge-

schäften kann von Skaleneffekten gesprochen werden, da mit zunehmender Anzahl 

Kunden die anfallenden Kosten verteilt werden können. 

 

Im Bereich der Erfahrungskurve ist das Ausbildungsniveau ein wichtiger Faktor. So 

hat die PostFinance beispielsweise sehr viel Know-how im Bereich des Zahlungsver-

kehrs, welches gewinnbringend eingesetzt werden kann. Betrachtet man jedoch das 

Ausbildungsniveau im Falle einer Genehmigung der Banklizenz, so verfügt die 

PostFinance über wenig Wissen im Bereich des Aktivgeschäfts. Das Wissen bezüg-

lich Krediten und Hypotheken müsste erst aufgebaut oder allenfalls eingekauft wer-

den. Da der Wissensaufbau eine langfristige Angelegenheit darstellt, wird es einge-

kauft werden müssen und ist somit mit hohen Kosten verbunden sein.  
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Abbildung 6: Stakeholder-Mapping 

4.4 Stakeholder 
Die PostFinance hat mit ihrer Position und Rechtslage diverse Stakeholder, welche 

es zu berücksichtigen gilt. Sie werden folgend dargestellt und genauer definiert. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Kunden erwarten gute Preise und Qualität der Angebote sowie ein attraktives 

Angebot für KMUs. Der Eigner möchte, dass seine gesetzten Ziele im Hinblick auf 

die Schweizerische Post und so auch für den Bereich PostFinance erfüllt werden. 

Zudem sind Gesetze einzuhalten, auf ein nachhaltiges Wachstum sowie Schaffung 

neuer Arbeitsplätze zu achten. Die Kantone und Gemeinden identifizieren mit der 

PostFinance regionale Arbeitsplätze und Steuereinnahmen. Die Mitarbeiter wollen 

neben einer marktgerechten Entlöhnung auch sichere Arbeitsplätze. Zudem sind 

Aufstiegsmöglichkeiten sowie die Schaffung neuer Arbeitsplätze gewünscht. Auf Sei-

ten der Bevölkerung und Politik steht neben der Förderung des Wettbewerbs die 

Sicherung der Grundversorgung im Vordergrund. Die Kooperationspartner sehen in 

der PostFinance einen Vertragspartner, mit welchem sie profitabel und zu attraktiven 

Konditionen zusammenarbeiten möchten. Ebenfalls auf die Nutzung von möglichen 

Synergien wird hier geachtet. 

 

4.5 Kooperationen 
Die PostFinance ist bestrebt, trotz fehlender Banklizenz, ein grösstmögliches Ange-

bot an Produkten zu offerieren. Da sie durch diesen Mangel eingeschränkt ist, ist es 

notwendig Kooperationen mit anderen Banken oder auch Versicherungen einzuge-

hen. Bei Kooperationen geht die PostFinance anhand eines bestimmten Modells vor. 

Sie zeigt sich jeweils für die Produktgestaltung, das Marketing sowie den Vertrieb 
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verantwortlich, während der Partner diejenigen Aufgaben übernimmt, welche die 

PostFinance selbst nicht wahrnehmen kann. 

  

4.5.1 Kooperationspartner 

Die PostFinance ging mit der UBS im Jahre 2003 eine Kooperation im Kreditgeschäft 

ein. Die Zusammenarbeit richtet sich nach dem oben erwähnten Modell, wobei die 

UBS die Zuständigkeit für die Bereiche Fonds und Kredite übernahm. Die Ko-

operation mit der UBS wurde durch die Zusammenarbeit mit Valiant teilweise redu-

ziert und erstreckt sich heute über die Bereiche Fonds, Zahlungsverkehr, Hypothe-

ken, Vorsorge 3a sowie das Kreditkartengeschäft (Die Schweizerische Post (1), 2010: 

198). 

  

Seit dem Sommer 2008 bietet die PostFinance Hypotheken in Zusammenarbeit mit 

der Münchener Hypothekenbank eG an. Diese ist die viertgrösste Bank in Bayern 

und stellt neben der UBS den zweiten Partner bei der Finanzierung von privatem 

Wohneigentum dar. Die Münchener Hypothekenbank ist verantwortlich für die Refi-

nanzierung und trägt das Kreditrisiko (Die Schweizerische Post (5), 2007: o.S.). 

 

Die Kooperation mit der Valiant begann im Herbst 2009 und erstreckt sich über die 

Bereiche Hypotheken und KMU-Kredite. Von dieser Zusammenarbeit profitieren ne-

ben den beiden Partner vor allem KMUs und Privatkunden, welche eine grössere 

Auswahl für die Finanzierung ihrer Unternehmen und ihres Wohneigentums erhalten 

(Die Schweizerische Post (6), 2009. o.S.). 

 

Die AXA-Winterthur stellt den Partner für Lebensversicherungen dar und die Banque 

Cantonale Vaudoise jenen für das E-Trading (Die Schweizerische Post (4), 2010: 

o.S.). 

 

Neben den Kooperationen mit Rendita im Bereich der 2. Säule Vorsorge und der 

belgischen Ogone AG im Online-Shopping Bereich, steht die PostFinance in einem 

Kooperationsverhältnis mit diversen Informatik-Unternehmen (Die Schweizerische 

Post (7), 2008: o.S.). 
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5 Finanzanalyse  
Dieser Abschnitt dient der Finanzanalyse, welcher Bestandteil der Ist-Analyse ist. Die 

Bereiche PostMail, PostFinance und auch der Konzern selbst werden genauer be-

trachtet. Zudem werden Entwicklungen und Tendenzen im Briefverkehr analysiert. 

 

5.1 Konzern 
Per 1. Januar 1998 stellte der Bund der Schweizerischen Post ein unverzinsliches 

Dotationskapital von 1.3 Mia. CHF zur Verfügung. Nach 2007 und 2008 wird die Post 

2009 zum dritten Mal einen Teil ihres Gewinnes an den Bund abliefern. Für das Jahr 

2009 beläuft sich dieser auf 200 Mio. CHF (Die Schweizerische Post (1), 2010: 139). 

 

5.1.1 Kennzahlen 
5.1.1.1 Betriebsertrag und Konzerngewinn 

Der Post-Konzern konnte durch das Jahr 2009 einen Betriebsertrag von 8’709 Mio. 

CHF erwirtschaften. Dies entspricht einem Rückgang um 3.02%. Die Reduktion des 

Ertrages ist auf ausserordentliche Effekte gegenüber dem Vorjahr zurückzuführen 

und stellt angesichts der konjunkturellen Lage ein gutes operatives Resultat dar. Der 

nach wie vor starke Neugeldzufluss bei der PostFinance führte zu einer Kompensa-

tion des tiefer ausgefallenen Nettoumsatzes aus Logistikdienstleistungen. (Die 

Schweizerische Post (8), 2009: 53). Der Nettoumsatz aus Handelswaren konnte 

mehrheitlich gleich gehalten werden, während die übrigen betrieblichen Erträge wie 

einkassierte Mehrwertsteuern oder Zollgebühren eine rückläufige Tendenz aufweisen. 

Die untenstehende Grafik verdeutlicht diese Entwicklung und zeigt die Veränderung 

seit dem Jahr 2006 (Die Schweizerische Post (1), 2010: 168). 
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Abbildung 8: Konzernertrag- und Aufwand 
(in Anlehnung an Die Schweizerische Post (1), 2010: 221) 

Vergleich Betriebsertrag - Betriebsaufwand 

Betriebsertrag Betriebsaufwand

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die negative Veränderung des Betriebsertrages spiegelte sich auch im Betriebsge-

winn wieder. Er sank von 812 Mio. CHF auf 721 Mio. CHF (Die Schweizerische Post 

(1), 2010: 221). 
 

Betrachtet man die Entwicklung des Betriebsertrages und Betriebsaufwandes sieht 

man, dass ein ähnlicher Verlauf festzustellen ist. Dies weist auf ein intaktes Kosten-

Ertragsmanagement hin. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Ertragsübersicht 2006 - 2009 

Abbildung 7: Ertragsübersicht 2006-2009  
(in Anlehnung an Die Schweizerische Post (1), 2010: 53) 
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5.1.1.2 Rentabilität und Liquidität 

Die Gesamtkapitalrendite konnte seit 2007 nicht gehalten werden, wobei es die tur-

bulente und volatile Zeit an den Märkten sowie die Wettbewerbsintensivierung zu 

berücksichtigen gilt. 

 

Der Liquiditätsgrad 2 ist gemäss der untenstehenden Tabelle stets über 100%. Dies 

bedeutet, dass der Post-Konzern jederzeit in der Lage ist und war, seine kurzfristigen 

Verbindlichkeiten zu bezahlen. Somit steht dem Konzern genügend Liquidität zur 

Verfügung und Liquiditätsengpässe können ausgeschlossen werden. 

 

 

Die Eigenkapitalrendite (Return on Equity) beläuft sich gemäss Tabelle 4 auf 20.59% 

für das Jahr 2009. Im Vergleich zum Jahr 2007 entspricht dies einem Rückgang um 

16.21%. Dieser negativen Entwicklung steht die Veränderung des Eigenkapitals mit 

einer positiven Tendenz und einer Compound Annual Growth Rate (CAGR) von 

39.92% seit 2005 gegenüber. Obschon die Eigenkapitalbasis nach wie vor als unge-

nügend eingestuft wird, weist dies auf eine positive Veränderung hin.  

Kennzahl Formel Jahr Berechnung (Mio.) Ergebnis  

Eigenkapitalrendite 

(Return on Equity) 
Gewinn:Eigenkapital 2009 728:3’534 20.59% 

  2008 825:2’857 28.87% 

  2007 909:2’470 36.80% 

Gesamtkapitalrendite 

(Return on Investment) 
Gewinn:Gesamtkapital 2009 728:84’676 0.86% 

  2008 825:71’603 1.15% 

  2007 909:60’084 1.51% 

Liquiditätsgrad 2 
(Liq. Mittel+Forderungen): 

kurzfristges Fremdkapital 
2009 81'728:79’142 103.27% 

  2008 68’674:66’303 103.57% 

  2007 57'282:54’715 104.69% 

Tabelle 4: Kennzahlen Konzern (in Anlehnung an Die Schweizerische Post (1), 2010: 152-157 sowie 
Die Schweizerische Post (2), 2009: 135-136) 
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Entwicklung Geldfluss und Unternehmenswert 

Abbildung 10: Entwicklung Geldfluss und Unternehmenswert 2005-2009 
(in Anlehnung an Die Schweizerische Post (1), 2010: 221) 
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Der Geldfluss aus operativer Tätigkeit weist hohe Schwankungen auf. Dem aus die-

ser Sicht erfolgreichen Jahr 2008 steht mit einem Verlust von 3'312 Mio. CHF das 

Jahr 2007 gegenüber. Auch der Unternehmenswert weist im 5-Jahres-Vergleich kei-

ne positive Veränderung auf. Seit 2005 ist er um 48.9% auf 272 Mio. CHF gesunken 

(Die Schweizerische Post (1), 2010: 221). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 9: Veränderung Eigenkapital 2007-2009 
(in Anlehnung an Die Schweizerische Post (1), 2010: 221) 
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Abbildung 11:  
Anteil am Betriebsertrag 
2009 (in Anlehnung an  
Die Schweizerische Post 
(1), 2010: 60) 
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Abbildung 12:  
Anteil am Betriebsergebnis 
2009 (in Anlehnung an  
Die Schweizerische Post 
(1), 2010: 60) 
 

Anteil Betriebsergebnis 2009 

5.1.2 Segmentsergebnisse 

Die nachstehende Grafik zeigt die Beteiligung am Betriebsertrag der verschiedenen 

Segmente im Jahr 2009. Der starke Einfluss der Bereiche PostMail und PostFinance 

auf den Betriebsertrag wird dabei deutlich. Sie halten zusammen einen Anteil von 

45% des gesamten Betriebsertrages. Zählt man den Anteil von PostLogistics hinzu, 

ist gar ein Anteil von 58% zu verzeichnen. Der Anteil wird als sehr hoch eingeschätzt, 

zumal 58% von lediglich drei von acht Geschäftsbereichen eingebracht wird. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Vergleicht man den Einfluss der Bereiche auf den Betriebsertrag mit dem Anteil am 

Betriebsergebnis zeigt sich ein verändertes Bild (siehe Abbildung 12). Die PostFi-

nance ist mit einem Anteil von 61% und die PostMail mit 27% noch stärker beteiligt.  
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Tabelle 5: Berechnung anteiliger Prozentsatz Betriebsergebnis 

Die untenstehende Tabelle verbindet die vorhergehenden Kuchendiagramme. Dabei 

wird  der Einfluss der Segmente auf den Betriebsertrag auf den effektiven Beitrag 

zum Betriebsergebnis heruntergebrochen.   

 

1% Beteiligung am Betriebsertrag .. .. führt zu „X%“ Beteiligung am Betriebsergebnis 

PostFinance 3.21% 

übrige 1.45% 

PostMail 1.04% 

Swiss Post International 0.78% 

PostAuto 0.67% 

PostLogistics 0.46% 

Swiss Post Solutions (-0.34%) 

Poststellen und Verkauf (-1.25%) 

 

 

Die PostFinance hat also nicht nur einen hohen Einfluss auf den Betriebsertrag, son-

dern ist auch das mit Abstand führende Segment bei der Betrachtung der effektiven 

Beteiligung am Betriebsergebnis. Auch das Segment PostMail kann pro 1% Beteili-

gung am Betriebsertrag 1.04% Beteiligung am Betriebsergebnis aufweisen und somit 

auf eine gute Kostenstruktur zurückgreifen.  

 

Die Marge, welche ins Jahresendergebnis einfliesst, ist bei PostFinance klar am 

höchsten und zeigt die Wichtigkeit dieses Segments für den gesamten Konzern und 

dessen finanzielles Ergebnis. 

 

5.1.3 Ziele Bundesrat  

Der Unternehmenswert muss nachhaltig gesichert und wenn möglich gesteigert wer-

den: Der erzielte Unternehmenswert von 272 Mio. CHF sank um rund 35% gegen-

über der Vorperiode und ist auf ein tieferes, bereinigtes Betriebsergebnis sowie auf 

höhere Kapitalkosten infolge gestiegenem, durchschnittlich investierten Kapital zu-

rückzuführen (Die Schweizerische Post (1), 2010: 57).  
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Die Investitionen sollen aus dem erwirtschafteten Cash Flow finanziert werden: Die 

Investitionen von 431 Mio. CHF konnten aus dem erwirtschafteten Cashflow von 824 

Mio. CHF finanziert werden (Die Schweizerische Post (1), 2010: 56-65). 

 

Die finanziellen Ziele des Bundesrates konnten bezüglich Unternehmenswert und 

Investitionen für das Jahr 2009 erfüllt werden. 

 

Aufgrund der bestehenden Unterdeckung der Pensionskasse Post sowie der noch 

nicht ausreichenden Eigenkapitalbasis des Konzerns wurde die folgende Gewinn-

verwendung beim Bundesrat beantragt: 

 Arbeitgeberbeitragsreserve Pensionskasse Post: 250 Mio. CHF 

 Reserven Stammhaus Post:    261 Mio. CHF 

 Gewinnausschüttung an den Eigner:   200 Mio. CHF 

o Total Gewinn Stammhaus    711 Mio. CHF  

 (Die Schweizerische Post (1), 2010: 64) 

 

Den Zielen Aufbau der notwendigen Eigenkapitalbasis, Finanzierung der Pensions-

kasse sowie Ausschüttungen an den Bund konnte somit ebenfalls nachgekommen 

werden (Die Schweizerische Post (1), 2010: 44). 

 
5.2 PostMail 
5.2.1 Kennzahlen 

Gegenüber dem Vorjahr sank der Betriebsertrag im Jahr 2009 um 3.73% auf 2'808 

Mio. CHF. Seit 2005 ist PostMail mit stetig sinkendem Betriebsertrag und einem ne-

gativen CAGR von (-3.05%) konfrontiert. Die negative Entwicklung konnte durch die 

Inbetriebnahme der neuen Briefzentren und die Ausdehnung der Tätigkeiten in der 

Frühzustellung abgefedert werden. Wegweisend für den Rückgang im Jahr 2009 wa-

ren neben der Abnahme der adressierten Briefmengen (siehe Punkt 5.2.2, S. 23) 

hauptsächlich die per 1. Juli 2009 eingeführten Preissenkungen und die Übernahme 

der Mehrwertsteuer (Die Schweizerische Post (1), 2010: 66-67). 
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Abbildung 13: Mengenentwicklung adressierte Briefe 
(in Anlehnung an Die Schweizerische Post (1), 2010: 55-60) 
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5.2.2 Entwicklung Briefpost 

PostMail sieht sich mit rückläufigen Briefmengen konfrontiert, was eine langfristige 

Herausforderung für den gesamten Konzern darstellt. Diese Entwicklung ist dadurch 

stark beeinflusst, dass physische Sendungen durch elektronische wie e-Mail oder 

SMS ersetzt werden. Die Mengenentwicklung der adressierten Briefe geht aus der 

untenstehenden Grafik hervor. Seit 2005 musste ein Rückgang von Total 257 Mio. 

adressierter Briefe verzeichnet werden. Dies entspricht einem Rückgang um 9.14%.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 

Auch die durch die Post zugestellten Zeitungen zeigten sich vorerst durch Konkur-

renz wie Gratiszeitungen beeinflusst. Diesem Trend konnte vor allem durch den Er-

werb der Presse-Vertriebs AG Basel (Prevag), womit man die eigene Position in der 

Frühzustellung von Tages- und Sonntagszeitungen stärken konnte, entgegengewirkt 

werden. Ein ähnliches Bild zeigt der Bereich Sendungen ohne Adresse. Auch hier 

konnte seit 2008 eine Steigerung um 2.41% erzielt werden (Die Schweizerische Post 

(1), 2010: 206). 
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Mengenentwicklung Sendungen ohne Adresse und Zeitungen 
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Bei den Geschäftskunden ist vermehrt erkennbar, dass Sendungen zusammengelegt 

und Rechnungen sowie Kontoauszüge elektronisch zur Verfügung gestellt werden. 

Dies ersetzt direkt die Briefpost und führt somit zum Mengenrückgang. Gemäss 

Prognosen erwartet man für den Raum Europa einen jährlichen Rückgang des Brief-

volumens von einem Prozent (Die Schweizerische Post (1), 2010: 55-60). 

 

5.2.3 Internationaler Vergleich 

Im europäischen Vergleich zahlen Schweizer wenig für den Versand von Briefen. 

Dies geht aus den aktualisierten Brief- und Paketpostindizes der Universität Freiburg 

hervor. Die unterschiedlichen Leistungen in den einzelnen Ländern bei Annahme 

oder Zustellung der Brief werden dabei nicht berücksichtigt, wobei diese in der 

Schweiz sehr umfassend sind und Schweizer somit mehr Qualität für ihr Geld erhal-

ten. Ebenfalls nicht berücksichtigt wurden die Formate und Gewichtsabstufungen, 

welche bei der Schweizerischen Post für Privatkunden sehr grosszügig ausgelegt 

sind. 

 

Die Schweizerische Post liegt bei den Schalterpreisen für Briefe auf Rang fünf der 15 

wichtigsten Vergleichsländer. Die Kunden profitieren von einer aussergewöhnlich 

hohen Zustellqualität und einer überdurchschnittlichen Angebotsstruktur. Die nach-
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Abbildung 15: Briefpostindex 2010 (in Anlehnung an Die Schweizerische Post (9), 2010: o.S.) 
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stehende Grafik zeigt die Positionierung der Schweiz, wobei ein tieferer Index als 

besser einzustufen ist (Die Schweizerische Post (9), 2010: o.S.). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

5.2.4 Wettbewerb 

Der Bereich PostMail ist nicht nur mit rückläufigen Briefmengen konfrontiert, sondern 

ebenfalls mit der Öffnung des Briefmarktes. Neben den bereits erfolgten Senkungen 

der Monopolgrenze per 1. April 2006 auf 100 Gramm und per 1. Juli 2009 auf 50 

Gramm, soll drei Jahre später die vollständige Marktöffnung folgen. Es ist also ein 

zunehmender Wettbewerb in diesem Umfeld zu erwarten, wobei zukünftig kosten-

günstiger gearbeitet und sich auf allfällige Konkurrenz vorbereitet werden muss (Die 

Schweizerische Post (1), 2010: 45). 

 

5.2.5 Projekt REMA 

Um die Kostenstruktur zu verbessern startete man im Jahr 2003 das Projekt REMA. 

Dieses befasst sich mit dem Umbau der Briefverarbeitung und dauerte bis ins Jahr 

2009. Dabei haben insgesamt drei neue Briefzentren und acht Logistikzentren die 

bisherigen 18 Briefzentren ersetzt. Dies führte zu einer Produktivitätssteigerung so-

wie einer deutlichen Senkung der Betriebskosten.  
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Um zudem weitere Strukturen und Abläufe zu vereinfachen und Kosten zu senken, 

wechselten im Jahre 2008 6’700 Mitarbeitende vom Bereich Postellen und Verkauf 

unter die Führung von PostMail (Die Schweizerische Post (8), 2009: 51-52). 

 

5.3 PostFinance 
5.3.1 Kennzahlen 

Die PostFinance konnte ihren Betriebsertrag für die Periode 2009 gegenüber dem 

Vorjahr nicht vollumfänglich halten. Er sank von  2'191 Mio. CHF auf 2'160 Mio. CHF. 

Das Betriebsergebnis konnte allerdings von 229 Mio. CHF auf 441 Mio. CHF gestei-

gert werden und stellt ein Rekordergebnis dar. Der Treiber dieses Resultates war das 

Zinsergebnis. Bei einem Neugeldzufluss von rund 20 Mia. CHF konnte die durch-

schnittliche Zinsmarge im Bilanzgeschäft bei 1.37% gehalten werden (Die Schweize-

rische Post (1), 2010: 75-76). Das Jahr 2008 war insbesondere geprägt durch den 

Rückgang in den Wertberichtigungen auf den Finanzanlagen in der Höhe von 179 

Mio. CHF. Davon betrafen 120 Mio. CHF festverzinsliche Anlagen und 59 Mio. CHF 

Aktienanlagen. Der Wertverlust konnte jedoch dank der risikobewussten Anlagestra-

tegie klein gehalten werden (Die Schweizerische Post (8), 2009: 70-71). 

 

Dass die PostFinance ihre Ertrags- und Aufwandsstruktur im Griff hat, zeigt Abbil-

dung 16. Während der Aufwand mehrheitlich auf demselben Niveau gehalten wird, 

konnte die Ertragsseite optimiert werden und das Betriebsergebnis somit positiv be-

einflusst werden. 
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Abbildung 16: Betriebsertrag – Betriebsaufwand Ebene PostFinance (in Anlehnung an Die 
Schweizerische Post (1), 2010: 76-77 sowie Die Schweizerische Post (10), 2005: 154-155) 
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Ein weiteres positives Bild zeigt die Veränderung der Eigenkapitalrendite, welche auf 

dem kalkulatorischen Eigenkapital von Basel II basiert. Dieses beträgt per 2009 

2'041 Mio. CHF und stellt für die PostFinance eine Eigenkapitalrendite von 21.9% dar. 

Die Gesamtkapitalrendite konnte gegenüber dem Vorjahr um 0.21% erhöht werden 

und zeigt somit eine gute Veränderung. Auch die Liquidität ist mit rund 100% im 

Rahmen und kurzfristige Verbindlichkeiten könnten jederzeit zurückbezahlt werden 

(Die Schweizerische Post (1), 2010: 195-219). 
 

 

Kennzahl Formel Jahr Berechnung Mio. Ergebnis 

Eigenkapitalrendite 
(Return on Equity) 

Gewinn:Eigenkapital 2009 447:2’041 21.9% 

  2008 235:1’850 12.7% 

  2007 327:1’651 19.8% 

Gesamtkapitalrendite 
(Return on Investment) 

Gewinn:Gesamtkapital 2009 447:80’338 0.56% 

  2008 235:67’156 0.35% 

  2007 327:56’117 0.58% 

Liquiditätsgrad 2 
(Liq. Mittel+Forderungen): 

kurzfristiges Fremdkapital 2009 79'182:79’149 100.05% 

  2008 66’199:66’324 99.81% 
  2007 55’013:55’052 99.93% 

Tabelle 6: Kennzahlen PostFinance (in Anlehnung an Die Schweizerische Post (1), 2010: 195-219) 
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5.3.2 Bilanzstruktur 

Die Bilanzstruktur auf der Passivseite des Konzerns zeigt, dass im Verhältnis zur Bi-

lanzsumme 91% aus Kundengeldern seitens der PostFinance besteht. Im Vergleich 

zum Jahr 2007 wuchsen diese um 25.8 Mia. CHF auf 77.3 Mia. CHF (Die Schweize-

rische Post (1), 2010: 62-63).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

5.3.3 Kundengelder 

Die Wichtigkeit der Kundengelder für eine Bank oder auch die PostFinance ist unum-

stritten. Da es ein unverkennbarer Erfolgsfaktor in dieser Branche ist, wird der Akqui-

sition von Neugeldern eine hohe Bedeutung zugemessen.  

 

Wie Abbildung 17 zeigt, konnten die Kundengelder seit dem Jahr 2005 jährlich ge-

steigert und eine totale Veränderung von 77.11% erzielt werden. In den letzten zwölf 

Monaten stiegen sie um 13'068 Mio. CHF und weisen einen Anteil von 91% der Bi-

lanzsumme auf. Der Marktanteil im Passivgeschäft konnte von 9.6% auf 10.16% ge-

steigert und die Position im Markt weiter gestärkt werden (Die Schweizerische Post 

(11), 2010: o.S.). 

 

Mit Abbildung 18 wird weiter die sehr ähnliche Wachstumskurve der Bilanzsumme 

und den Kundengeldern erkennbar. Sie zeigt, dass die Passivseite der Bilanz bis da-

to und wohl auch zukünftig aus Kundengeldern besteht. Obwohl den Kundengeldern 

die Finanzanlagen (2009: 61.1 Mio. CHF) gegenüberstehen, ist eine grosse Abhän-
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Abbildung 17: Bilanzstruktur (Passivseite) 2007 und 2009 (in Anlehnung an Die Schweizerische 
Post (1), 2010: 62-63 sowie Die Schweizerische Post (8), 2009: 57-58) 
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Abbildung 18: Anteil Kundengelder an der Bilanzsumme (in Anlehnung an Die Schweize-
rische Post (1), 2010: 62-63 sowie Die Schweizerische Post (8), 2009: 57-58) 

gigkeit des Konzerns gegenüber den Kundengeldern erkennbar (Die Schweizerische 

Post (1), 2010: 62-63).  
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6 Die Herausforderung 
Auch zukünftig wird die Post bestrebt sein, weiter zu wachsen und die Ziele des 

Bundesrates zu erfüllen. Um diese weiterhin zu erreichen wird sie verschiedene in-

terne und auch externe Herausforderungen wie jene an den Märkten meistern müs-

sen. Eine grosse Herausforderung wird sein, wie sie der rückläufigen Briefmengen-

entwicklung, den anhaltenden Substitutionseffekten, der Gesamtöffnung des Brief-

marktes und somit dem zunehmenden Wettbewerb und Preisdruck langfristig gerecht 

werden will. 

 

Es stellt sich die Frage, wie die Post dieser Entwicklung entgegenwirken kann, ob ein 

Kostensenkungsprogramm, eine Umstellung des Produktangebotes oder auch eine 

Subventionierung durch einen anderen Geschäftsbereich zur Überwindung dieser 

Herausforderung beitragen können. 

 

Mit dem Projekt REMA sowie diversen Struktur- und Ablaufveränderungen konnte 

man die Produktivität bereits steigern und Kosten senken. Um die Herausforderung 

langfristig zu bewältigen, benötigt die Post jedoch weitere Lösungsansätze. 

 

Eine zu prüfende Lösung wäre die Subventionierung durch das Segment Post-

Finance, welches über eine gute Basis verfügt um den möglichen finanziellen Rück-

gang der PostMail zu kompensieren. Um diesen Beitrag langfristig leisten zu können, 

möchte die Schweizerische Post eine Banklizenz für die PostFinance durchsetzen 

und so zu weiterem Wachstum und Ausbau des Tätigkeitsgebiets verhelfen. Ob die-

se Option eine reale Chance zur Durchführung hat und praktisch umsetzbar ist, soll 

nachfolgend geprüft werden. 
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Abbildung 19: Entwicklung Kundengelder im Vergleich  
(in Anlehnung an Die Schweizerische Post (12), 2009: o.S.) 
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7 Analyse PostFinance 
Um zu sehen wie mit der vorgestellten Herausforderung am Besten umgegangen 

werden kann, wird nun eine SWOT-Analyse durchgeführt. Diese zeigt die aktuellen 

Stärken und Schwächen der Schweizerischen Post beziehungsweise PostFinance 

sowie Chancen und Gefahren für eine zukünftige Entwicklung mit einer Banklizenz. 

 

In einem weiteren Schritt wird die denkbare Konkurrenz genauer definiert und mittels 

einer Nachfrage-Analyse die Entwicklung von Kundenbedürfnissen festgehalten. 

 

7.1 SWOT 
7.1.1 Stärken 

Die Schweizerische Post verfügt über ein gut funktionierendes Geschäftsmodell. Dies 

zeigt sich nicht nur durch das stetige Wachstum der PostFinance sondern auch 

durch die positiven Geschäftszahlen und den Beitrag an den Konzern (Die Schweize-

rische Post (3), 2007: o.S.). Sie konnte sich mit einem Marktanteil von 9% und als 

Nummer fünf im Schweizer Retailmarkt fest etablieren. Sie verfügt über eine starke 

Position bei den KMUs, konnte im Bereich der Entwicklung der Kundengelder gar ein 

stärkeres Wachstum als der Markt erzielen und geniesst ein starkes Vertrauen sei-

tens der Kunden (Die Schweizerische Post (12), 2009: o.S.). 
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Durch die Finanzkrise hat sich gezeigt, dass die Post über ein gutes Management, 

eine erfolgreiche Strategie und insbesondere ein risikobewusste Anlagestrategie ver-

fügt, die auch in schweren Zeiten aussichtsreich ist (Die Schweizerische Post (8), 

2009: 56). 

 

Die PostFinance kann auf ein umfassendes Postellennetz zurückgreifen und ver-

fügt gemäss Punkt 5.3 (S. 26) über eine gute Finanzlage und Eigenkapitalbasis. Sie 

zeichnet sich durch ihren Beratungsservice aus, der über die normalen Beratungs-

zeiten hinausgeht, und kann zudem vom positiven Image der Schweizerischen Post 

profitieren. 

 

7.1.2 Schwächen 

Die PostFinance verfügt über keine branchenrechtliche Regelung und ist mittels di-

versen Sonderlösungen geregelt (Die Schweizerische Post (3), 2009: o.S.). Sie ist 

nicht im Besitze einer Banklizenz, ist auf Kooperationen angewiesen um weitere 

Geschäftstätigkeiten anzubieten und muss somit ihre Marge mit verschiedenen Part-

nern teilen. Da das Geschäft nicht aktiv selbständig bearbeitet werden kann, verfügt 

die PostFinance über verhältnismässig weniger Hauptbankbeziehung. Die Koope-

rationspartner bringen zudem das benötigte Know-how mit, welches der PostFinan-

ce fehlt. 

 

7.1.3 Chancen 

Durch den Erhalt einer Banklizenz besteht die Chance, das Aktivgeschäft selb-

ständig zu betreiben. Somit wäre man nicht mehr auf Kooperationen angewiesen und 

müsste die Marge mit keinem Partner teilen. Eine Lizenz würde aus Sicht der Post 

und des Bundes zur regulatorischen Sicherheit und Klärung von Verantwortlichkeiten 

beitragen. Aus Sicht der Konkurrenz würden mit der Aufhebung der Staatsgarantie 

gleiche Bedingungen für alle geschaffen und im Hinblick auf den Finanzplatz 

Schweiz könnte eine Steigerung der Transparenz sowie Aufhebung der Post-

Sonderregelungen erzielt werden (Die Schweizerische Post (3), 2009: o.S.). Die Aus-
fallrisiken könnten zum Vorteil der Post und des Bundes minimiert werden, indem 

die Kundengelder nicht hauptsächlich im Ausland sondern vermehrt im Inland und in 

die Schweizerische Volkswirtschaft investiert werden (Die Schweizerische Post (12), 

2009: o.S.). Die PostFinance könnte als zusätzliche nationale Kraft im Markt agieren 
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und damit die Geldversorgung im Schweizerischen Kreditmarkt verbessern sowie 

den Wettbewerb fördern (Die Schweizerische Post (12), 2009: o.S.). Durch das ge-

schwächte Vertrauen in Banken wie die Credit Suisse oder UBS sowie dem Fakt als 

Alternative für KMUs wahrgenommen werden zu können, besteht die Chance von 

starkem Neugeldzufluss zu Gunsten der PostFinance (Die Schweizerische Post 

(13), 2008: o.S). 

 

7.1.4 Gefahren 
Das Ausfallrisiko internationaler Anlageportfolio kann bis zu dreimal höher sein als 

bei einem gut geführten Schweizer Hypothekenportfolio. Mit dem steigenden Neu-

geldzufluss und ohne Erhalt der Banklizenz sinkt der Diversifikationsgrad und führt zu 

höheren Risiken (Die Schweizerische Post (12), 2009: o.S.). Um Wettbewerbsneu-

tralität zu erreichen, ist der PostFinance die Staatsgarantie zu entziehen, was zur 

Verunsicherung der Kunden und deren Vertrauen führen kann. Würde die Staats-

garantie nicht entzogen, entstünde eine Wettbewerbsverzerrung, da die PostFinan-

ce dank dieser billige Kundengelder anziehen und gewisse Zinsvorteile zu erwirt-

schaften vermag. Sofern weiter keine wirtschaftlich unabhängige und sich überwie-

gend im Besitz privater Anleger befindliche Postbank errichtet würde, besteht die Ge-

fahr von politischem Missbrauch, da das Management über keine unternehmeri-

sche Freiheit verfügen würde (Schweizerische Bankiervereinigung (2), 2001: 1-6). Mit 

dem Eintritt der PostFinance würde man mit den Kantonalbanken in Konkurrenz 

treten und könnte die heute gut funktionierende Struktur schädigen. Deren Reak-

tion kann nicht vorausgesehen werden und ein Preiskampf wäre sicherlich nicht im 

Interesse der Banken (Ständerat, 2009: 673-679). Das Risiko einer allfälligen negati-

ven Entwicklung trägt der Steuerzahler und die andauernde Finanzkrise birgt trotz 

der guten Bewältigung durch die PostFinance weiteres Gefahrenpotential. Letztlich 

gilt es die Bedürfnisse des Kunden 2015 (siehe Punkt 7.3.4, S. 36) zu befriedigen 

und sich den stets verändernden Gegebenheiten anzupassen. 

 

7.2  Konkurrenz-Analyse 
Der Finanzplatz Schweiz ist gekennzeichnet durch verschiedene Banken und Finanz-

institute. Diese können aufgrund diverser Merkmale in Gruppen eingeordnet und cha-

rakterisiert werden. 
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Die Schweizerische Nationalbank (SNB) ist keine konkurrierende Bank, sondern 

führt als unabhängige Zentralbank eine Geld- und Währungspolitik, die dem Gesamt-

interesse des Landes dient. 

 

7.2.1 Kantonalbanken 

Kantonalbanken (KB) sind hauptsächlich im betreffenden Kanton tätig und sind meist 

in allen Geschäftsfeldern aktiv. Sie sind bekannt für ihr ausgeprägtes Spar- und Hy-

pothekargeschäft und verfügen über eine uneingeschränkte Staatsgarantie. Aus-

nahmen sind die Banque Cantonale Vaudoise sowie die Banque Cantonale de Ge-

nève. Der Kanton Bern plant eine schrittweise Aufhebung der Staatsgarantie bis zum 

Jahre 2012.  

 

7.2.2 Grossbanken 

Zu den Grossbanken zählen die Credit Suisse und die UBS. Sie sind global tätig und 

verfügen über ein weltweites Netz von Filialen und Tochtergesellschaften. Auch Sie 

bieten alle Geschäfte an, wobei das Investmentbanking eine besondere Rolle ein-

nimmt. Unter Investmentbanking sind Kapitalmarkttransaktionen, Handel mit Wert-

schriften, Durchführung von Geldmarktgeschäften, Financial Engineering, Wertschrif-

tenleihgeschäft sowie die Durchführung und Beratung bei Firmenzusammen-

schlüssen und- übernahmen zu verstehen. 

 
7.2.3 Regionalbanken und Sparkassen 

Diese Bankengruppe ist regional tätig und konzentriert sich hauptsächlich auf das 

klassische Zinsgeschäft mit Hypothekar- und Unternehmenskrediten sowie Kunden-

geldern in Spar- und Anlageform.  

 

7.2.4 Raiffeisenbanken 

Die Raiffeisenbank ist als Gruppe landesweit vertreten. Die einzelnen Geschäftsstel-

len sind jedoch regional tätig. Wie die Regionalbanken und Sparkassen sind sie vor 

allem im klassischen Zinsgeschäft tätig. 

 

7.2.5 Übrige Banken 

Die Gruppe übrige Banken umfasst aktuell die Börsenbanken, andere Banken und 

die ausländisch beherrschten Banken. 
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7.2.6 Handelsbanken 

Handelsbanken sind vorwiegend national tätig und bewegen sich im Kommerz- und 

Vermögensverwaltungsgeschäft sowie im Investmentbanking. 

 

7.2.7 Privatbankiers 

Die Privatbankiers arbeiten international und national. Sie sind meist als Vermögens-

verwalter, mit einem Kundenstamm aus dem In- und Ausland, tätig. 

 

7.2.8 Kleinkreditbanken 

Kleinkreditbanken sind national oder regional tätig und im Klein- und Konsumkredit 

sowie Abzahlungsgeschäft einzugliedern. 

 

7.2.9 Filialen ausländischer Banken 

Diese Banken sind international und mit einem Schwerpunkt gegenüber dem Mutter-

land vorzufinden. Zu ihrem Tätigkeitsgebiet zählt insbesondere das Investmentban-

king (Schweizerische Nationalbank, 2008: 20-26). 

 

7.3 Nachfrage-Analyse 
In diesem Abschnitt werden die Kunden der Post genauer betrachtet. Dabei wird zwi-

schen den Kunden im Logistikgeschäft und jenen im Finanzgeschäft unterschieden.  

 

7.3.1 Wertewandel 

In der Gesellschaft ist eine zunehmende Alterung wie auch eine steigende Komplexi-

tät des Alltags zu verzeichnen, was die Forderungen nach einfachen Lösungen ver-

stärken lässt. Es ist weiter eine Rückkehr zu traditionellen Werten wie Integrität, Ver-

lässlichkeit, Qualität, soziale Verantwortung, Sicherheit und Gesundheit zu registrie-

ren. Die Kundschaft reagiert preissensitiver und hat anspruchsvollere Vorstellungen 

in Bezug auf die soziale und ökologische Nachhaltigkeit (Die Schweizerische Post, 

2010: 47).  

 

7.3.2 Kunden Logistikbranche 
7.3.2.1 Kundenstruktur 

Die Kunden der Post im Logistikgeschäft lassen sich unterteilen in zahlreiche Privat-

personen und rund 144’000 Unternehmen vom Kleinbetrieb bis zum internationalen 
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Konzern. Knapp 50% des Geschäftskundenertrags fällt dabei auf die 220 Grösst-

kunden (Die Schweizerische Post, 2010: 32). 

 

7.3.2.2 Trends 

Die Logistikbranche ist durch einen zunehmend aggressiveren Wettbewerb und stei-

genden Preisdruck geprägt. Dementsprechend reagieren die Kunden sehr preissen-

sitiv, stellen aber gleichzeitig hohe Anforderungen an die Qualität und Zuverlässigkeit. 

Die Produktion jedoch verteuert sich durch höhere Abgaben, hohe Treibstoffpreise 

sowie Teuerungseffekte beim Personal (Die Schweizerische Post, 2010: 46-47). 

 

7.3.3 Kunden Finanzbranche 
7.3.3.1 Kundenstruktur 

Neben dem Logistikgeschäft gliedert auch die PostFinance ihre Kundschaft in Privat-

personen und Unternehmen. 200 Grösstkunden tragen zu rund 36.9% zum Betriebs-

ertrag und zu 31.4% zur Rentabilität dieses Kundensegments bei (Die Schweizeri-

sche Post, 2010: 32). 

 

7.3.3.2 Trends 

Die Kunden der PostFinance legen verstärkt Wert auf sichere und kostengünstige 

Finanzdienstleistungen sowie auf eine persönliche Beziehung zur Bank (Die Schwei-

zerische Post, 2010: 46-47). Das Angebot von hochkomplexen und für Anleger teu-

ren Produkten vermag die Kunden nicht mehr zu überzeugen. Der Trend geht in 

Richtung einfacher und billiger Anlageprodukte, wie am Beispiel von Exchange Tra-

ded Funds (ETF) verdeutlicht wird. Dies bedeutet zugleich, dass Kunden aufgrund 

der geringeren Verwaltungskosten weniger Umsatz und somit weniger Gewinn für die 

Banken generieren (Stocks, 2010: 24-25). 

 

7.3.4 Der Kunde 2015  

Der Kunde 2015 und sein Verhalten ist geprägt durch eine Vielzahl von Informati-

onsmöglichkeiten, abnehmender Bankentreue, internationaler Kundenbasis aber 

auch von der breit gestreuten Demographie. Die Banken werden sich auf mehrere 

aufeinander abgestimmte Kanäle zum Kunden vorbereiten müssen, die nicht nur in-

haltliche Beratungskompetenz sondern auch Erlebnis- und Unterhaltungskomponen-

ten beinhaltet. Mit der verändernden Emotionalität sind innovative Ansätze zur Kun-
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denberatung wie beispielsweise „Multi-touch-Beratungstische“ denkbar. Der Berater 

könnte so die vom Kunden bevorzugten Bankprodukte interaktiv zusammenstellen 

und veranschaulichen. Auch das Web 2.0 kann zu einem Umdenken bei der Nutzung 

elektronischer Vertriebskanäle führen. Die Banken dürften der Herausforderung des 

„Social Networking“ mit Plattformen wie Facebook, Myspace, Xing oder auch Linke-

din entgegnen. Xing beispielsweise zählt über sechs Mio. Nutzer und stellt somit eine 

grosse Verbreitung im Austausch zwischen Geschäftsleuten dar. Auch ist ein über-

greifendes Bonusprogramm, wie es aus dem Handel oder Reisebereich (Cumulus, 

Meilenprogramme) bekannt ist, durchaus vorstellbar. So könnten für Kundentreue, 

abhängig von der Länge der Kundenbeziehung und der Anzahl bezogener Produkte, 

entsprechende Punkte vergeben werden (Alt, Bernet und Zerndt, 2009: 277-279). 
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8 Organisations- und Branchenanalyse 
Als nächstes wird eine Organisations- und Branchenanalyse durchgeführt. Diese er-

folgt mit den Frameworks Pestel und Five-Forces und hat zum Ziel, nicht nur die Or-

ganisation selbst sondern auch die Finanzbranche und deren Einflüsse zu ermitteln. 

 

8.1 Pestel-Analyse 
Die Pestel-Analyse dient der Veranschaulichung von Einflussfaktoren der Makroum-

welt und zeigt deren Einfluss auf die Organisation und Strategie auf. Es werden Aus-

sagen über zukünftige Einflüsse festgehalten (Johnson, Scholes & Whittington, 2008: 

S.53-59). 

 

8.1.1 Politische Faktoren 

Ein entscheidender Faktor im Bankgeschäft ist das Vertrauen der Kunden zu gewin-

nen und aufrecht zu erhalten. Da dieses Vertrauen in die Grossbanken, insbesonde-

re aufgrund der Finanzkrise, angeschlagen ist, erhöht sich die Attraktivität einer 

Banklizenz für die PostFinance. Zukünftig stellt sich die politische Frage, ob eine 

Banklizenz zu Gunsten der PostFinance realisierbar ist. Der definitive politische Ent-
scheid bezüglich der Postgesetzgebung wird den gesamten Konzern betreffen 

und beeinflussen. 

 

Im Falle einer Unterstellung der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht (FINMA) 

müssten die Anforderungen gemäss Basel II (siehe Punkt 9.3.2, S. 48) erfüllt werden. 

Die FINMA fordert neben den zwingenden Eigenmittel- und Liquiditätsvorschriften 

weitere Regeln für Konzernstruktur und interne Kapitalflüsse. Der Basler Ausschuss 
für Bankenaufsicht veröffentlichte zudem Vorschläge für Neuregelungen in Bezug 

auf Bilanzrisiken, Weiterentwicklung und Verschärfung der bisher geltenden Basel II 

Vorschriften. Solche Entscheide würde künftig auch die Post beziehungsweise die 

PostFinance betreffen und zu Modifikationen in den jeweiligen Bereichen führen 

(Stocks, 2010: 24-25). 

 

8.1.2 Ökonomische Faktoren 
Die seit Herbst 2007 andauernde Finanzkrise belastet die gesamte Wirtschaft. Die 

Volatilität an den Märkten hat zugenommen und immer mehr Retailkunden verlie-

ren ihr Vertrauen in die Grossbanken, welche Verluste in Milliardenhöhe verzeichnen 
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mussten. Ebenfalls verlieren sie viele Kundengelder an kleinere Banken wie die Kan-

tonalbanken, Raiffeisenbanken aber auch die PostFinance. Dass allerdings auch die 

PostFinance von den Turbulenzen an den Kapitalmärkten betroffen ist, zeigt sich an-

hand der Wertberichtigungen 2008 in Höhe von 179 Mio. Franken. In Zukunft werden 

die Finanzinstitute mit den Unsicherheiten an den Märkten und auch deren Volatilität 

umgehen müssen. Auch ihre Risikopolitik wird Änderungen unterworfen sein. 

 

Beeinflusst durch die Finanzkrise zeigt sich auch das Bruttoinlandprodukt (BIP). 

Seit dem 3. Quartal 2008 wurde eine negative Entwicklung bis zum 3. Quartal 2009 

ermittelt. Im 3. und 4. Quartal 2009 konnte jedoch eine positive Veränderung von 

0.5% und 0.7% gegenüber der Vorperiode festgehalten werden. Der durch Finanz-

marktdienstleistungen geprägte Sektor meldete sich im 4. Quartal 2009 mit einer 

Wertschöpfungssteigerung von 1.1% zurück (SECO, 2010: 1-2).  

 

Laut Prognosen der Credit Suisse erwartet sie für das Jahr 2010 eine Erholung. Sie 

warnen trotz der aufkommenden Konjunktureuphorie zur Vorsicht und erachten einen 

breit abgestützten Aufschwung als wenig realistisch, da die Folgen der Rezession 

weiter anhalten werden. Es wird ein BIP von 0.9% und eine Inflation von 0.8% prog-

nostiziert (Credit Suisse (1), 2010: 4-5). 

 

8.1.3 Technologische Faktoren 
Die Banken sind den ständig wechselnden Möglichkeiten der Informationstechno-

logie wie auch des Internets ausgesetzt. Zwischen der Bank und dem Kunden ent-

stehen daher immer mehr und neue Kontaktierungsmöglichkeiten.  Da sich die Ban-

ken vermehrt auf ihre Kernkompetenzen konzentrieren wollen, entscheiden sich viele 

dafür, IT-Lösungen einzukaufen beziehungsweise die IT an Dritte auszulagern. Dies 

ist auch bekannt unter dem Begriff „Outsourcing“. Die vermehrte Verfügbarkeit von 

Standardsoftware unterstützt diesen Trend. 

 

Das E-Banking erlaubt dem Kunden Zahlungsaufträge oder auch Börsengeschäfte 

von zu Hause aus in Auftrag zu geben. Eine Anpassung an solche Änderungen ist 

unumgänglich und so bietet auch die PostFinance das E-Finance und E-Trading an. 

Auch weiteren technologischen Entwicklungen muss man somit nachkommen, um 

wettbewerbsfähig zu bleiben. 
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8.1.4 Rechtliche Faktoren 

Die PostFinance verfügt über keine Banklizenz und ist somit auch nicht dem Bank-
kundengeheimnis unterstellt. Da allerdings die Privatsphäre der Kunden auch hier 

geschützt werden müssen, regelt das Postkundengeheimnis den Umgang mit Kun-

dendaten. Es ist im Strafgesetzbuch unter Artikel 321ter (siehe Anhang, S. 73) 

schriftlich festgehalten. Mit dem Erhalt der Banklizenz müsste wohl auch das Bank-

kundengeheimnis gewahrt werden. 

 

Neben dem Umgang mit Kundendaten weicht auch die Aufsicht der PostFinance ab. 

Es fehlt eine umfassende bankenrechtliche Regelung wie etwa eine einheitliche 

Aufsicht der Eidgenössischen Bankenkommission (EBK), Verwaltungsrat gemäss 

finanzmarktrechtlichen Vorgaben sowie externe und interne Bankenrevision. Die Un-

terstellung der ordentlichen EBK-Aufsicht (Finanzmarktregulierung FINMA) würde für 

den Eigner und die Post die Vorteile der regulatorischen Sicherheit und die Klärung 

von Verantwortlichkeiten bringen. Die Konkurrenz könnte von gleich langen Spiessen 

sprechen, da die Staatsgarantie aufzuheben wäre. Der Finanzplatz Schweiz würde 

von einer steigenden Transparenz sowie der Aufhebung von Post-Sonderregelungen 

profitieren (Die Schweizerische Post (3), 2007: o.S.). 
 

8.1.5 Ökologische Faktoren  

Gemäss Berichten des UNO-Klimarates ist der Mensch für den Klimawandel verant-

wortlich. Gesetzliche Rahmenbedingungen und internationale Standards für den 

Klimaschutz sind die Folgen daraus. Unternehmen werden künftig immer stärker an 

ihrer ökologischen Ausrichtung gemessen werden und der Druck zur CO2-Reduktion 

wird weiter steigen. Zum Vorteil der Post wird als Folge dieser Entwicklung die Nut-

zung des öffentlichen Verkehrs steigen, jedoch wird auch sie sich dem ökologisch 

vorgesehen Verhalten weiter anpassen müssen (Die Schweizerische Post (8), 2009: 

44). 

  
8.1.6 Soziokulturelle Faktoren 

Im gesamten Konzern konnte der durchschnittliche Personalbestand im Jahr 2008 

um 731 Vollzeitstellen gesteigert und somit gegenüber 2004 um 4.5% erhöht werden. 

Die Post kann bis dato Sicherheit im Bezug auf Arbeitsplätze gewährleisten. Auch 
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Abbildung 20: Five-Forces-Analyse (in Anlehnung an Johnson, Scholes & Whittington, 2008: S. 60) 

zukünftig ist es ein Ziel der Post die Arbeitsplatzsicherheit zu garantieren. Die Post 

unterstützt zudem unterschiedliche Generationen, Kulturen, Lebensformen und die 

Integration von Behinderten. Sie setzt auf gemischte Teams, orientiert sich an den 

Bedürfnissen der Kundschaft und schafft so Mehrwert für die Kunden und das Unter-

nehmen (Die Schweizerische Post (1), 2010: 100-102). 

 

8.2 Five-Forces-Analyse 
Die Branchenstrukturanalyse ist ein Hilfsmittel zur Strategieanalyse in der unterneh-

merischen Planung und beschreibt die Attraktivität einer Branche sowie die Schwie-

rigkeit einen nachhaltigen Wettbewerbsvorteil zu erzielen. Die verschiedenen Kräfte, 

die von der externen Umwelt auf die Unternehmung einwirken, werden in der unten-

stehenden Grafik visualisiert.  Im folgenden Abschnitt wird daher auf den Sektor der 

Finanzbranche sowie deren Kräfte eingegangen (Johnson, Scholes & Whittington, 

2008: 60-64). 
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8.2.1 Wettbewerbsrivalität 

Die Wettbewerbsrivalität wird als hoch eingestuft und wie folgt begründet. 

 

Ausgeglichenheit der Wettbewerber und tiefe Differenzierung 

Die Wettbewerbsrivalität in der Finanzbranche ist sehr hoch, denn es gibt viele ähnli-

che Konkurrenten und Finanzprodukte.  

 

Dadurch, dass einige Finanzinstitute über eine Staatsgarantie verfügen, herrscht 

diesbezüglich ein Ungleichgewicht zwischen den Konkurrenten. Die Staatsgarantie 

wird allgemein als Wettbewerbsvorteil gewertet, ist seit dem staatlichen Eingriff be-

züglich der UBS aber relativiert zu betrachten. 

 

Austrittsbarrieren 

Es herrschen hohe Austrittsbarrieren, weil ein Austritt nicht nur für die Unternehmung 

sondern für den gesamten Finanzplatz Schweiz Auswirkungen hätte. Ein staatliches 

Eingreifen im Falle einer finanziellen Schwäche eines Finanzdienstleisters wäre hier 

deshalb denkbar. 

 

Wachstum 

Aufgrund der Wachstumsstrategien verschiedener Wettbewerber herrscht ein gros-

ser Konkurrenzkampf innerhalb der Branche. Sämtliche Spieler im Markt wollen 

Neugelder akquirieren, eine hohe Kundenzufriedenheit erreichen und Gewinne erzie-

len. 
 

8.2.2 Potentielle Mitbewerber 

Die Eintrittsbarrieren für einen neuen Anbieter sind gross und die Markteintrittsbe-

drohung durch neue Anbieter somit als tief einzuschätzen. Die folgenden Punkte er-

läutern diese Schlussfolgerung: 

 

Produktdifferenzierung 

Die etablierten Unternehmen wie die Credit Suisse, UBS aber auch andere verfügen 

über eine hohe Markenidentifikation. Durch die Finanzkrise wurden das Kundenver-

trauen und die Kundenloyalität jedoch geschwächt. Ein möglicher neuer Anbieter 

müsste im Rahmen der Produktdifferenzierung Mehraufwand für Werbung betreiben. 
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Die Produkte an sich sind kaum patentierbar und werden nicht nur von ihrer eigenen, 

sondern auch von den konkurrierenden Banken angeboten. 

 

Kapitalbedarf 

Da die Banken im Aktiv-Passivgeschäft tätig sind, stellt die Entgegennahme und das 

Ausleihen von Geld einen zentralen Punkt dar. Um das Vermögen der Kunden zu 

verwalten, benötigt man unter anderem ein hohes Vertrauen der Kunden und attrak-

tive Produktangebote. Erst dies wird die Geldannahme und den Geldaustausch 

überhaupt ermöglichen. 

 

Der Kapitalbedarf für die gesamte Infrastruktur, die Miete für die Räumlichkeiten aber 

auch die Entlöhnung des Personals sind zudem als hoch einzuschätzen. 

 

Skaleneffekte 

Da vorhandene Skaleneffekte in einer Branche Neuzugänge zwingt, hohes Kapital 

und Risiko einzugehen, kann von einer starken Reaktion der Marktteilnehmer ausge-

gangen werden. Es sind unter anderem hohe Kosten für den Aufbau eines Filial-

netzwerkes notwenig oder auch Aufwendungen für die Installierung von notwendiger 

Informationstechnologie. Es müssten zudem diverse Themenbereiche wie Risk- oder 

auch Compliance Management unternehmensweit aufgebaut werden. 

 

Lerneffekte 

Die Lernkurve zeigt sich im Finanzsektor durch die Erfahrung im Umgang mit den 

verschiedenen Bereichen wie Zahlungsverkehr, Börsengeschäfte aber auch der 

Verwendung von E-Banking. Je mehr Erfahrung man im Umgang damit hat, desto 

effektiver und effizienter kann die Ausgestaltung der Prozesse und Arbeiten erfolgen. 

Dies widerspiegelt sich in finanziellem Aufwand, welchen man dafür aufbringen 

muss. 

 
Zugangsbarrieren 

Unternehmen, die in diese Branche eintreten möchten, benötigen eine Banklizenz. 

Diese ist an verschiedene Bedingungen (siehe Punkt 9.2, S. 46), welche für die meis-

ten Unternehmen schwer zu erfüllen sind, geknüpft. 
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8.2.3 Käufermacht 

Die Verhandlungsmacht der Käufer wird aus folgenden Gründen als tief einge-

schätzt. 

 

Wechselkosten 

Die Kunden können ohne grossen Aufwand ihre Bankbeziehung wechseln. Sie ha-

ben keine Wechselkosten und sind daher frei in der Wahl ihrer Bank. Da zudem die 

Produkte innerhalb der Branche substituierbar sind, besteht auch diesbezüglich kei-

ne Abhängigkeit von einer Bank. 

 

Premium-Kunden haben dank ihrer Vermögenslage gar ein Druckmittel auf die Ban-

ken. Sie können Preisverhandlungen mit verschiedenen Banken führen und somit die 

Marge der Banken auf ein Minimum reduzieren. Wie bereits erwähnt, kann dieses 

Druckmittel jedoch nicht von sämtlichen Kunden verwendet werden und es kann von 

keiner Käufermacht gesprochen werden. 

 

Konzentration der Käufer 

In der Branche bestehen nur wenige Grosskunden (siehe auch Punkt 7.3.3.1, S. 36), 

welche aufgrund ihrer Konzentration oder Umsatzbeteiligung Druck auf die Bank 

ausüben könnte. Da die Wechselkosten zudem tief sind, ist ein Wechsel des Finanz-

dienstleisters sehr einfach. 

 

8.2.4 Lieferantenmacht 

Die Verhandlungsmacht der Lieferanten wird, nachfolgend begründet, als tief einge-

schätzt. 

 

Konzentration der Lieferanten 

In der Finanzbranche gibt es eine Vielzahl von Banken und Finanzdienstleistern. Es 

kann somit nicht von einer hohen Lieferantenmacht gesprochen werden. 

 

Vorwärtsintegration 

Da die liefernde Branche die Banken verkörpern, ist eine Vorwärtsintegration in die 

Kundenbranche nicht realistisch. 
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8.2.5 Bedrohung durch Ersatzprodukte 

In der Branche herrscht eine hohe Substituierbarkeit innerhalb der angebotenen Pro-

dukte und Dienstleistungen. Eine Bedrohung durch Ersatzprodukte besteht allerdings 

nicht. 
  

9 Hindernisse 
Üblicherweise gibt es bei Herausforderungen Hindernisse oder auch Gegner. Auf 

dem Weg zu einer Postbank gilt es diese zu nennen und die Stärke des Widerstands 

zu messen. Nachfolgend wird darauf eingegangen. 

  

9.1 Geltende Ordnung anpassen 
Der erste Schritt in Richtung Postbank wäre die Anpassung der geltenden Ordnung 

gemäss Tabelle 7. 
 

 Lösung Massnahmen Instanz 
Grundlage in Postgesetzgebung schaffen Parlament 

Überführung PostFinance in Konzerngesellschaft (AG) Post 

Basel II-konforme Eigenmittel-Ausstattung  Post 

Finanzmarktrechtli-
che Aufsicht durch 
Eidgenössische Ban-
kenkommission 

Langfristige Aufhebung Bundesgarantie für PostFinance Parlament 

Hypotheken und Kre-
dite als Aktivgeschäft Grundlage in Postgesetzgebung schaffen Parlament 

 

 

9.1.1 Quersubventionierungsverbot 

Beim Quersubventionierungsverbot handelt es sich um ein gesetzliches Verbot der 

Post, Wettbewerbsdienste mit Erträgen aus der postalischen Grundversorgung zu 

vergünstigen. Die Schweizerische Post muss dazu jährlich einen Nachweis erbringen, 

dass die Wettbewerbsdienste nicht mit Erträgen aus der postalischen Grundversor-

gung verbilligt wurden (Die Schweizerische Post (2), 2008: 11). 

  

Da die Grundversorgung Dienstleistungen des Post- und Zahlungsverkehrs umfasst, 

betrifft dies auch den Bereich der PostFinance und bedeutet, dass die Erträge sei-

tens der PostFinance nicht dazu verwendet werden dürfen um beispielsweise den 

Paket- oder Briefdienst zu unterstützen und zu verbilligen. Dieser Zustand stellt ein 

Hindernis auf Konzernebene dar. 

Tabelle 7: Anpassung der geltenden Ordnung (in Anlehnung an die Schweizerische Post (3), 2007: o.S.) 
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9.2 Gründungsanforderungen 
Um rechtlich gesehen als Bank zugelassen zu werden, ist ein Bewilligungsgesuch für 

Banken und Effektenhändler unerlässlich. Dieses ist in einer schweizerischen Amts-

sprache wahrheitsgemäss auszufüllen und bei der Eidgenössischen Bankenkommis-

sion einzureichen. Nachfolgend werden Angaben und Belege genannt, welche im 

Normalfall erforderlich sind. 
 

Anforderung  Beschreibung 

Zweck der Gründung 

Sachlicher und geografischer Geschäftsbereich 
und anvisierte Kundschaft 

Sitz/Domizil inkl. genaue Adresse 

Geschichte, Tätigkeit der Muttergesellschaft und 
eventuell wichtige Kennzahlen 

Allgemeine Angaben 

Beschreibung Status der bisherigen Tätigkeit inkl. 
Statuten 

Vorgesehenes Kapital (Art. 4 BankV und Art. 22 
BEHV) 

 Liste direkter und indirekter Beteiligungen mit mehr 
als 5% Anteil 

 Organigramm Aktionariats 

Angaben über allfällige Abmachungen wie Aktionärs-
bindungsvertrage und weitere Möglichkeiten der Be-
herrschung oder massgebenden Einflusses 

Angaben und Unterlagen über Inhaber von qualifizier-
ten oder massgebenden Beteiligungen 

Direkte und indirekte  

Beteiligungen 

Weitere unterzeichnete Erklärungen / Verpflichtungen 

Verwaltungsrat 

Zusammensetzung: Präsidenten, Vizepräsidenten, 
Mitglieder allfälliger Verwaltungsratsausschüsse 

Personalien der Mitglieder Verwaltungsrat 

Unterzeichneter Lebenslauf 

Leumundzeugnis, Auszug aus dem Strafregister, Re-
ferenzen 

Sofern von wirtschaftlicher Relevanz: Gerichts- und 
Verwaltungsverfahren 

Informationen bezüglich betrau-

ter Personen der Verwaltung 

und Geschäftsführung 

Beteiligungen an anderen, namentlich im Finanzbe-
reich tätigen Unternehmen 
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Zusammensetzung, Organisation und Kompetenzen: 
 Geschäftsleitung 
 Verwaltungsrat 

Beschreibung Geschäftsaktivitäten und Abläufe 

Statuen, Gesellschaftsverträge und Reglemente, die 
auf Aktivitäten einer Bank zugeschnitten sind 

Organigramm Gesuchsteller Geschäftsaktivität und innere 

Organisation Ergänzenden Angaben zur Organisation wie  
 Personal, Infrastruktur, Logistik, Informatik 
 Ausgliederungen von Aktivitäten, Kontrollsysteme, 

Funktionstrennung 
 Einhaltung Standesregeln zur Sorgfaltspflicht, in-

terne Revision 

Geschäftsplan für die ersten drei Jahre Geschäftsplan 
Budget für die ersten drei Jahre 

Schriftliche Annahmeerklärung des Mandats 

Stellungnahme der Prüfgesellschaft zu Statuten, Ge-
sellschaftsvertrag, Reglemente, Organisation 

Aufsichtsrechtliche Prüfgesell-

schaft 

Umfassenden aktueller Prüfbericht 

Aktueller Geschäftsbericht der Muttergesellschaft 

Referenzschreiben Allgemeine Beilagen 

Vollmacht im Original (sofern Vertretung) 
 

 

Neben den oben aufgelisteten Punkten wären Zusatzerfordernisse für ausländisch 

beherrschte Banken oder Effektenhändler sowie Zusatzerfordernisse für im Finanz-

bereich tätige Gruppen zu erfüllen. 

 

Ein Bewilligungsgesuch für eine Banklizenz ist also mit verschiedenem administrati-

vem und zeitlichem Aufwand verbunden. 

 

9.3 Anforderungen an den laufenden Betrieb 
Neben den Gründungsanforderungen wird auch der laufende Betrieb ständig über-

wacht und beaufsichtigt. 

 

Tabelle 8: Bewilligungsgesuch von Banken und Effektenhändler 
(in Anlehnung an Eidgenössische Bankenkommission, 1999: 1-5) 
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9.3.1 Ursprüngliche Aufsicht durch EBK 

Die Aufsicht über die Banken und Effektenhändler hält die Eidgenössische Banken-

kommission.  Ihr unterstehen, unabhängig von ihrer Rechtsform, alle Banken und 

Effektenhändler. 

 

Zweck der Aufsicht und dem Bankengesetz, der Bankenverordnung, dem Börsenge-

setz sowie der Börsenverordnung ist die Sicherung der finanziellen Lage der Institute. 

Dies geschieht im Interesse sämtlicher Gläubiger und Anleger und verhindert unbe-

willigte Entgegennahmen von Publikumseinlagen. Die Aufsicht soll zur Stabilität des 

Bankensystems, Vertrauen des Publikums in das System und zum guten Ruf des 

Finanzplatzes beitragen. Neben den Gesetzen und Verordnungen sollen Vorschriften 

über Eigenmittel, Risikoverteilung und Liquidität den Erhalt der finanziellen Stabilität 

unterstützen (FINMA (1), 2008: o.S.). 

 

9.3.1.1 Eidgenössische Finanzmarktaufsicht 

Die Eidgenössische Finanzmarktaufsicht FINMA nahm per 1. Januar 2009 ihre Tätig-

keit auf. Das Bundesamt für Privatversicherungen (BPV), die Eidgenössische Ban-

kenkommission (EBK) und die Kontrollstelle für die Bekämpfung der Geldwäscherei 

(Kst GwG) wurden dabei in der FINMA zusammengeführt. Sie agiert als unabhängige 

Aufsichtsbehörde und schützt nach Massgabe der Finanzmarktgesetze die Finanz-

marktkunden und stärkt das Vertrauen in einen funktionierenden und wettbewerbsfä-

higen Finanzplatz (FINMA (2), 2008: 1-2).  

 
9.3.2 Basel II 

Basel II beschreibt die vom Basler Ausschuss für Bankenaufsicht vorgeschlagenen 

Eigenkapitalvorschriften. Die Regeln müssen gemäss EU-Richtlinien seit dem 1. Ja-

nuar 2007 angewendet werden, wobei die korrekte Umsetzung durch die FINMA ge-

lenkt wird. Das Ziel von Basel II ist eine angemessene Eigenkapitalausstattung si-

cherzustellen sowie einheitliche Wettbewerbsbedingungen für die Kreditvergabe und 

den Kredithandel zu schaffen. Die Basis von Basel II bildet ein Drei-Säulen-Prinzip 

(Credit Suisse (2), 2004: 3-6). 
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Das Ziel der ersten Säule ist es, die Risiken einer Bank angemessen zu berücksich-

tigen und mit Eigenkapital zu hinterlegen. Es wird zwischen den folgenden drei Ris-

ken unterschieden: 

 Kreditrisiken, welche anhand eines Ratings, wie beispielsweise von einer Ratin-

gagentur wie Standard & Poors oder Moody’s, bestimmt werden. 

 Marktrisiken, welche das Risiko finanzieller Verluste auf Änderungen von Markt-

preisen messen. 

 Operationelle Risiken, welche unter anderem rechtliche Risiken berücksichtigen 

(Credit Suisse (2), 2004: 5). 

  

Die zweite Säule fokussiert sich auf die Überwachung des Risiko- und Kapitalmana-

gement durch die nationalen Aufsichtsbehörden. Diese beurteilen, wie gut die Ban-

ken ihren Kapitalbedarf im Verhältnis zu ihren Risiken einschätzen. Auch qualitative 

Aspekte wie die Beurteilung des Risikomanagements oder interne Kontrollen werden 

beurteilt und, sofern ungenügend, mit zusätzlichen Massnahmen versehen (Credit 

Suisse (2), 2004: 5). 

  

In der dritten Säule sind die Offenlegungspflichten der Banken enthalten. Sie bezwe-

cken eine zusätzliche Disziplinierung der Banken durch den Markt. Die Investoren 

und das breite Publikum sollen so mittels vermehrter Transparenz detaillierte Infor-

mationen über die Berechnung der Eigenmittel erhalten (Credit Suisse (2), 2004: 6-7). 

Das zu hinterlegende Eigenkapital der PostFinance beläuft sich per 2009 (siehe 

Punkt 5.3.1, S. 26) auf rund 2'041 Mio. CHF (Die Schweizerische Post (1), 2010: 57). 

Abbildung 21: Drei-Säulen-Prinzip Basel II (in Anlehnung an Credit Suisse (2), 2004: 3-6) 

Basel II 

 

Mindesteigenkapital-
anforderungen 

 

Überprüfung durch 
Aufsichtsbehörden 

 

Transparenz und 
Marktdisziplin 

Säule 1 Säule 3 Säule 2 

Anwendungsbereich gemäss Basel I 
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9.4 Finanzkrise 
Die Ausgangslage der aktuellen Finanzmarktkrise ist auf ein Jahrzehnt von günstigen,  

makroökonomischen Bedingungen in den westlichen Industriestaaten zurück-

zuführen. Diese verzeichneten tiefe und stabile Inflationszahlen sowie ein anhalten-

des Wirtschaftswachstum. Durch diese ökonomische Entwicklung und das positive 

Umfeld gerieten die Marktteilnehmer in eine euphorische Stimmung, wodurch die 

Risiken zunehmend vernachlässigt wurden. 

 

Im selben Zeitraum wiesen diverse asiatische und Erdöl produzierende Länder hohe 

Sparquoten auf. Da diese die inländischen Investitionen überstiegen und die Exporte 

zunahmen, führte dies zu hohen Akkumulationen von Fremdwährungsreserven. Ein 

Grossteil dieser Mittel floss in Obligationen des US-Schatzamtes und in Anleihen der 

staatlich geförderten Hypothekenfinanzierer in den USA. Die Nachfrage erhöhte sich 

und wirkte sich negativ auf den risikolosen Zinssatz aus, was die Attraktivität alterna-

tiver Anlagen steigen liess. Die Fortschritte in der Informationstechnologie ermöglich-

ten Finanzinnovationen, welche auf grosse Nachfrage stiessen und zu einer verstärk-

ten Verbriefung von Krediten führten. Diese Möglichkeiten führten dazu, dass die 

Verschuldung von Privathaushalten verstärkt attraktiver wurde. 

 

Der Verschuldungsgrad sowie die durchgeführten Verbriefungen führten zu immer 

komplexeren Situationen. Die erhoffe Risikodiversifikation konnte so aber nicht er-

reicht werden, da ein grosses Volumen an Wertpapieren der Banken ausserhalb der 

Bilanzen gehalten wurde. Durch die Wiederverbriefungen wurde darüber hinaus die 

Hebelwirkung immer stärker, ohne dass dies aus der jeweiligen Bilanz ersichtlich war. 

Die Risiken hatten so auch nie einen endgültigen Träger, was die Komplexität stei-

gen liess.  

 

Der Auslöser der Krise konnte schliesslich im US-amerikanischen Hypothekenmarkt 

festgehalten werden. Neben dem Zustrom von ausländischem Kapital und dem ame-

rikanischen Handelsbilanzdefizit, hatte auch die Verschuldung der privaten Haushal-

te stark zugenommen. Die stetig steigenden Immobilienpreise liessen die Risken für 

Schuldner und Gläubiger jedoch gering aussehen. In Kombination mit den tiefen Zin-

sen wurden Hypotheken erschwinglich und zusätzlich in verbriefter Form zu attrakti-

ven Anlagemöglichkeiten für Investoren. In dieser Phase wurden auch Schuldnern 
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mit schlechter Bonität Hypothekarkredite gewährt, was aufgrund der steigenden Im-

mobilienpreise als unkritisch angesehen wurde. Diese Entwicklung wurde dadurch 

begünstigt, dass Broker nach Umsatz honoriert wurden und so den Sorgfaltsstan-

dards bei der Kreditgewährung nicht ernsthaft nachgingen. 

 

Im Jahr 2006 waren die Immobilienpreise auf ihrem Höchstpunkt und stiegen nicht 

weiter an. Als Folge daraus konnten drohende Kreditausfälle nicht durch Restruktu-

rierungen wie Erhöhung der Belehnung umgangen werden, sondern führten zu ver-

mehrten Ausfällen von Subprime-Hypotheken. Im Juni 2007 musste die Bank Bear 

Stearns aufgrund starker Liquiditätsprobleme von JP Morgan Chase übernommen 

werden. Die Prognosen von diversen Institutionen wie dem internationalen Wäh-

rungsfonds (IWF) sahen aufgrund des noch starken makroökonomischen Umfeld vor 

allem eine Abschwächung des wirtschaftlichen Wachstums in den USA vor. Als je-

doch die Bewertung der komplexen Papiere seitens der Rating Agenturen um bis zu 

drei Stufen tiefer ausfiel, vermehrten sich die Vermutungen, dass diese Papiere 

trotzdem nicht ganz risikofrei sein konnten. Es kam zu Zwangsverkäufen und verlo-

renem Vertrauen in diese Produkte und diversen Gesellschaften brach die Refinan-

zierung weg, die zuvor auf dem kurzfristigen Geldmarkt erfolgte. Wichtige Wertpa-

piermärkte wurden illiquide und Preiseinbrüche waren die Folge. Der Höhepunkt der 

Krise war erreicht, als die Banken gezwungen waren, hohe Abschreibungen auf den 

gehaltenen Positionen vorzunehmen und der Bankensektor einen höheren Bedarf an 

Kapital und Liquidität hatte. Es kam zu historischen Tiefständen der Leitzinsen und 

staatlichen Rettungspakten zur Unterstützung der Banken und der Wirtschaft.  

 

Aufgrund der Verunsicherung in Zusammenhang mit den Grossbanken konnten Kan-

tonalbanken, Raiffeisen Gruppen und auch die PostFinance von einem starken Neu-

geldzufluss profitieren. Das Geschäftsumfeld der Banken verzeichnete eine zuneh-

mende Verschlechterung aufgrund der ausgelösten, realwirtschaftlichen Rezession, 

welche sich insbesondere in den Risiken durch vermehrte Kreditausfälle zeigte 

(FINMA (3), 2009: 7-17). 
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10 Pro und Contra 
Nachdem die Organisation PostFinance, deren Brancheneinfluss und auch Hinder-

nisse betrachtet wurden, gilt es nun Pro und Contra für eine Postbank festzuhalten. 

Diverse Argumente werden hier genauer und aus verschiedenen Blickwinkeln und 

Standpunkten betrachtet. Das Ziel ist es die objektiven Pro und Contra einer Post-

bank zu ermitteln. 

 

10.1 Staatsgarantie 
Die PostFinance verfügt zum jetzigen Zeitpunkt über eine Bundesgarantie für ihre 

Aktivitäten. Im Zuge eines Erhalts der Banklizenz stellt sich die Frage, ob diese ab-

geschafft werde und ob sie überhaupt einen Vorteil darstellt. 

 

Aus der Sicht der Kunden ist eine Staatsgarantie sicherlich als positiv einzustufen, da 

die Kundengelder so geschützt sind. Dies resultiert, verglichen mit Banken ohne eine 

Staatsgarantie, in einem erhöhten Vertrauen in das Unternehmen und stellt somit 

einen ungerechten Wettbewerbsvorteil dar. 

 

Diverse Banken sind der Meinung, dass eine Staatsgarantie der PostFinance zu un-

gleichen Spiessen führt und unlauterer Wettbewerb entsteht. Hier gilt es zu beachten, 

dass auch andere Banken wie die UBS vom Staat geschützt und unterstützt werden 

und wurden. Dieses ordnungspolitische Argument ist somit relativiert zu betrachten 

(Ständerat, 2009: 673-674). 

  

Trotz der Relativierung einer Staatsgarantie, ist der psychologische Aspekt einer 

Staatsgarantie für die Kundschaft stärker und die Staatsgarantie wäre im Falle einer 

Postbank abzuschaffen. Da die Staatsgarantie jedoch aktuell noch vorhanden ist, ist 

dieser Punkt als Contra einzustufen. 

 

10.2 Staatliches Eingreifen 
Gemäss der Bundesverfassung Art. 92 (siehe Anhang, S. 73) ist der Auftrag der Post 

klar geregelt. Darin enthalten sind jedoch nicht solche Geschäftstätigkeiten, welche 

sich die PostFinance wünscht (Ständerat, 2009: 675-679). Die Kundengelder (siehe 

Punkt 5.3.3, S. 28) der PostFinance könnten so ausschliesslich für die Postbank ver-

wendet werden und stünden der Post nicht zur Verfügung. Der Staat würde zudem in 
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den Wettbewerb eingreifen, wobei er nur dort unternehmerisch tätig werden sollte, 

wo die Versorgung durch den Markt nicht gewährleistet ist (Schweizerische Bankier-

vereinigung (2), 2001: 1-6). 

 

 Bundesverfassung Art. 92 

 Verwendung Kundengelder (Konzern) 

 Eingreifen Wettbewerb 

 

10.3 Quersubventionierungsverbot 
Solange die Postbank unter der wirtschaftlichen Führung der Post steht, wird das 

Management bei den zentralen Entscheiden die Interessen der Post faktisch berück-

sichtigen müssen. Durch diese wirtschaftliche Verflechtung besteht somit auch die 

Gefahr von versteckten Quersubventionierungen. Es dürfte sich daher als schwierig 

erweisen, nicht offensichtliche Zahlungen im Einzelfall aufzudecken (Schweizerische 

Bankiervereinigung (2), 2001: 3). 

 

Diese Schwierigkeiten und Bedenken können jedoch nicht mit Beweisen unterlegt 

werden. Da zudem jedes Jahr die Einhaltung des Quersubventionierungsverbots 

durch externe Revisoren bestätigt wird, stellt das Quersubventionierungsverbot kei-
nen Contra-Punkt dar. Es ist jedoch auch kein Punkt, der für (Pro) eine Postbank 

spricht. Der Aspekt Quersubventionierungsverbot wird demnach lediglich entkräftet 

(Die Schweizerische Post (14), 2009: o.S.). 

 

10.4 Poststellennetz 
Die Poststellen in den Randregionen arbeiten für die PostFinance und können dies in 

Rechnung stellen. Für die postinternen Dienste werden die vollen Preise bezahlt. Die 

PostFinance trägt also dazu bei, dass das Poststellennetz in den Randregionen auf-

rechterhalten wird und Synergien in der Nutzung der Infrastruktur erfolgen können. 

Dass es sich um keine Quersubventionierung handelt, wurde bereits ausgeführt 

(Ständerat, 2009: 674). 

 

Durch eine Banklizenz und der Möglichkeit von weiterem Gewinnpotential könnte die 

PostFinance auch künftig die Aufrechterhaltung des Poststellennetzes unterstützen. 

Beurteilung: Contra 
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Obwohl es ungewiss ist, ob sie die Aufrechterhaltung sichern kann, scheint eine Un-

terstützung realistisch. Der Punkt wird deshalb als Pro gewertet. 

 

10.5 Kreditklemme und Wettbewerbsbelebung 
Für Diskussionen sorgt die Thematik um eine vorhandene Kreditklemme. Gemäss 

dem Bericht Gesamtpaket der Schweizerischen Bankiervereinigung herrsche im Re-

tailmarkt ein sehr starker Wettbewerb. Daraus ergeben sich zusätzliche Risiken, wel-

che es zu bewältigen gäbe (Schweizerische Bankiervereinigung (2), 2001: 4). 

 
Trotzdem würden es wohl alle Ökonomen begrüssen, wenn die PostFinance im 

KMU-Kreditmarkt agieren könnte, um so den Wettbewerb zu beleben. Aus Sicht der 

KMUs wären Alternativen zu den beiden Grossbanken und den Kantonalbanken ver-

ständlicherweise erwünscht. Die KMUs könnten so am Schluss der Krise voll vom 

Wiederaufschwung profitieren. Der Zeitpunkt wäre indes günstig, da das Vertrauen in 

die beiden Grossbanken UBS und Credit Suisse angeschlagen ist (Die Schweizeri-

sche Post (13), 2008: o.S.). 

 

Betrachtet man Daten der Schweizerischen Nationalbank, insbesondere das Ban-

kenbarometer, zeigt sich, dass die Kreditnachfrage im Jahresvergleich (Dezember 

2007 – 2008) um 1.9% gestiegen ist, während das Kreditangebot um über 6% aus-

geweitet wurde. Im Bereich aller Kredite im Inland (ohne Hypotheken) wurden über 

40% nicht beansprucht. Bei den Krediten an KMU beläuft sich die Quote sogar auf 

50%. Gemäss diesen Zahlen und Statistiken kann also von keiner Kreditklemme ge-

sprochen werden (Schweizerische Bankiervereinigung (3), 2009: 10-12). 

 

Die Belebung des Wettbewerbs und die Alternative Bezugsmöglichkeit werden dem-

zufolge als Pro und die nicht vorhandene Kreditklemme als Contra verwendet. 

 

10.6 Kreditvergabe und Bonitätsprüfung 
Die Kreditvergabe erfolgt bei sämtlichen Banken nach der Risikoprüfung und insbe-

sondere der Bonitätsprüfung. Dabei werden die Kreditwürdigkeit sowie die Kreditfä-

higkeit des Schuldners geprüft. Es stellt die Grundlage für die Gewährung oder Ab-

lehnung eines Kredites dar und müsste somit auch von der PostFinance durchgeführt 

werden. Allgemein, wie auch im Falle einer vorherrschenden Kreditklemme, müsste 



Ökonomische Betrachtung einer Postbank  55 
 

Dario Bagno  FS 2010 
  

die PostFinance diese Beurteilung durchführen, da sie ansonsten Kredite an unwür-

dige Schuldner gewähren würde und somit vermehrte Ausfallrisiken generieren wür-

de. Obwohl die Postbank eine Alternative Kreditbezugsmöglichkeit darstellen würde 

und KMUs mit Finanzierungsproblemen unterstützen könnte, sollte auch sie keine 

Kredite an unwürdige Schuldner erteilen, um keinen zusätzlichen Risiken ausgesetzt 

zu sein. Die PostFinance könnte also nicht mehr Kredite vergeben als bis anhin er-

folgten. Dies führt zu einem Contra. (Ständerat, 2009: 677-679). 

 

10.7 Steuerzahler 
Eine Postbank wäre ein zusätzliches Risiko für den Steuerzahler, da durch die Kre-

ditvergabe weitere anspruchsvolle Geschäftstätigkeiten aufgenommen würden. Die 

Postbank hat keine Erfahrung in der eigenständigen Vergabe von Kredite, konnte 

sich jedoch bis heute in der Finanzbranche etablieren und kennt sich somit mit den 

Gegebenheiten aus. Trotz dessen würden Verluste einer Postbank auch den Staat 

und somit den Steuerzahler betreffen. Dass das Risiko besteht, zeigt die Deutsche 

Postbank (siehe Punkt 12, S. 63), welche im Geschäftsjahr 2008 rund 800 Mio. EUR 

Verlust erwirtschaftete (Die Volkswirtschaft, 2009: 64-65). 

  

Das zusätzliche Risiko für den Steuerzahler ist ungeachtet dessen Grösse und 

Wahrscheinlichkeit ein Contra-Punkt. 

 

Das Risiko für den Steuerzahler wird jedoch mit der Erfüllung der Eigenkapitalquo-

tenvereinbarung zumindest minimiert, da keine zusätzlichen Bundesgelder benötigt 

werden. Das kalkulatorische Eigenkapital nach Basel II konnte von der PostFinance 

2009 wie auch 2008 erbracht werden (Die Volkswirtschaft, 2009: 65-66). Zudem 

könnte eine Banklizenz der rechtlichen Situation zur Ordnung verhelfen, was somit 

auch zu mehr Transparenz für den Steuerzahler führen würde. Demzufolge wird die 

Erfüllung der Basel II-Vereinbarung sowie die Regelung der rechtlichen Situation als 

Pro eingestuft (Ständerat, 2009: 678). 

 
 
10.8 Konjunkturelle Einflüsse 
Ein zusätzliches Risiko einer Postbank im Bereich der Kreditvergabe sind konjunktu-

relle Einflusse. Jederzeit bestehen Möglichkeiten, dass Investitionen ausfallen oder 

rückläufig sind. Mit sinkenden Investitionen in der Wirtschaft geht eine sinkende Kre-



Ökonomische Betrachtung einer Postbank  56 
 

Dario Bagno  FS 2010 
  

ditnachfrage einher und birgt somit ein weiteres Risiko für eine Postbank. Die kon-

junkturellen Einflüsse sind als Contra aufzuführen. 

 

10.9 Verdrängungskampf 
Die Postbank würde primär ein Wachstum im Retail beziehungsweise KMU-Geschäft 

anstreben. Dies würde zu einem Verdrängungskampf mit den regional agierenden 

Banken wie die Kantonalbanken, Raiffeisenbanken und Regionalbanken führen. Die 

Erträge dieser Banken bleiben hauptsächlich in der Region, in welcher sie erwirt-

schaftet wurden. Die Postbank, welche voraussichtlich zentral von Bern aus gesteu-

ert würde, würde daher den Grossteil ihrer Steuern in Bern entrichten. Dies würde zu 

einer Umschichtung von Steuergeldeinnahmen führen und die Kantone schwächen 

(Verband Schweizerischer Kantonalbanken, 2009: 1-2). 

 

Die regional verankerten Banken bieten auch in den Randregionen qualifizierte Ar-

beitsplätze an, während eine Postbank voraussichtlich in den Zentren und im Mittel-

land wachsen würde. In den ländlichen Regionen dürften keine neuen Arbeitsplätze 

entstehen, beziehungsweise dürften über den erwähnten Verdrängungskampf gar 

Arbeitsplätze verloren gehen (Ständerat, 2009: 673). 

 

Betrachtet man die Fakten, also die Anzahl Arbeitsplätze, ist jedoch eine positive 

Entwicklung festzustellen. Seit 2004 konnten 796 Arbeitsplätze geschaffen werden, 

was einer Entwicklung von rund 36% darstellt. Auch in Zukunft scheint ein weiteres 

Wachstum wahrscheinlich, was somit einer Erhöhung der Arbeitsplätze gleichkom-

men kann (Die Schweizerische Post (11), 2010: o.S.). 
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Die Punkte Verdrängungskampf in den Regionen sowie Steuerentrichtung werden 

hier als Contra aufgeführt. Der Punkt Arbeitsplätze wird allerdings als Pro eingestuft. 

 

10.10 Zeithorizont und fehlendes Know-how 
Um eine Postbank auch im Kreditgeschäft erfolgreich zu führen, ist das benötigte 

Know-how eine unabdingbare Grösse. Das Know-how müsste eingekauft werden, da 

man bisher nicht über dieses verfügt. Zugleich ist der Aufbau eines vertrauensvollen 

und funktionierenden Kreditgeschäfts an einen langfristigen Zeitraum gebunden. Die 

Annahme eines reibungslosen und per sofort einwandfrei funktionierenden Betriebs 

wäre unrealistisch, da auch die benötigte Kundschaft zuerst das Vertrauen in den 

neuen Geschäftsbereich gewinnen müsste (Ständerat, 2009: 676-679). 

 

Der Zeithorizont und insbesondere das fehlende Know-how werden als Contra ein-

gestuft. 

 

10.11 Konsequente Vorgehensweise 
Es ist im Interesse des Bundes, dass die Post und somit auch die PostFinance wirt-

schaftlich gut funktionieren. Im Zuge der Liberalisierung wurde bereits der Paket-

markt geöffnet, was zu zusätzlichem Wettbewerb und Konkurrenz für die Post führte. 

Abbildung 22: Veränderung Arbeitsplätze 2004-2009 
(in Anlehnung an Die Schweizerische Post (11), 2010: o.S.) 
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Die Öffnung des Briefmarktes ist bereits teilweise erfolgt und dessen vollständige 

Öffnung steht kurz bevor. Neben den bereits rückläufigen Briefmengen bedeutet dies 

für die Post noch mehr Engagement und weniger oder härter umkämpfter Profit. Die 

Liberalisierung stellt für die Post die Auflösung ihres Monopolbereiches dar und sie 

steht wie andere Unternehmen im Wettbewerb. Konsequenterweise wäre daher, als 

Folge der Aufhebung des Monopolstatus, die Genehmigung für sämtliche Bankaktivi-

täten folgerichtig (Ständerat, 2009: 673-679).  

 

Das beschriebene konsequente Vorgehen stellt ein Pro dar. 

 

10.12 Margenbetrachtung und aktuelles Angebot 
Die PostFinance steht mit verschiedenen Partnern in einem Kooperations-Verhältnis. 

Die Marge, welche den Verdienst der Unternehmung darstellt, muss somit mit diesen 

Partnern geteilt werden. Dies führt zu einer Gewinnminimierung (Die Schweizerische 

Post (13), 2008: o.S). 

 

Durch eine selbständige Vergabe von Krediten könnte somit das Gewinnpotential der 

PostFinance erhöht werden, da die Marge nicht mehr geteilt werden müsste. Dies 

würde zu mehr Flexibilität und ein besseres Pricing herbeiführen. Die Gewinner des-

sen wären nicht nur die PostFinance, sondern auch ihre Kunden, da diese billigere 

und somit attraktivere Konditionen erhalten würden. Die Kundenbefriedigung könnte 

zudem gesteigert werden. Der Aspekt Margen spricht folglich für (Pro) eine Postbank. 

 

10.13 Inlandinvestitionen 
Im Jahr 2008 beliefen sich die Auslandinvestitionen auf rund 30 Mia. CHF. Aufgrund 

der steigenden Kundengelder, welche die PostFinance verwaltet, steigt auch der 

Schwierigkeitsgrad von gut diversifizierten Investitionen. Die PostFinance nutzt be-

reits heute verschiedene inländische Investitionsmöglichkeiten wie beispielsweise 

Pfandbriefe von erstklassigen Schuldnern. Aufgrund des Klumpenrisikos und der 

eher konservativen Anlagemöglichkeit der PostFinance können jedoch nicht sämtli-

che Kundengelder in Pfandbriefe und ähnliche Anlagemöglichkeiten investiert wer-

den. So investiert die PostFinance auch ins risikoreichere Ausland (Die Schweizeri-

sche Post (14), 2009: o.S.). 
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Obwohl Gegner einer Postbank vermehrt die bereits vorhandene Möglichkeit von 

inländischen Investitionen hervorheben, ist dieses hauptsächlich durch die Diversifi-

kation und das Klumpenrisiko zu entkräften. Da die Kundengelder durch eine Post-

bank vermehrt im inländischen Markt angeboten werden könnten, würde auch die 

Schweizerische Volkswirtschaft profitieren. Die Inlandinvestitionen sind demnach als 

positiv (Pro) bezüglich einer Postbank einzustufen (Die Volkswirtschaft, 2009: 63-64). 

 

10.14 Statusvorteil 
Da durch das Ausbleiben einer Banklizenz die PostFinance dem Kunden nicht sämt-

liche Angebote selbst anbieten kann, ist ein Abgang von Kunden aufgrund dieses 

Status wahrscheinlich. Dieser unfaire Statusvorteil wird als Pro eingestuft. 
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11  Vergleich Postbank Deutschland 
Die Analyse einer Postbank in der Schweiz ist vorgehend beschrieben worden. Um 

vergleichbare Veränderungen und deren positive oder negative Entwicklung festzu-

halten, wird nun auf die Postbank Deutschland eingegangen. Daraus sollen mögliche 

Schlussfolgerungen für eine Schweizerische Postbank resultieren. 

 

11.1 Überblick 
Die Postbank Gruppe ist einer der grossen Finanzdienstleister in Deutschland. Die 

Gruppe zählt rund 14 Mio. Kunden und verfügt über fast 21'000 Mitarbeiter. Der 

Schwerpunkt der Geschäftstätigkeit liegt im Privatkundengeschäft. Die Postbank 

kann auf ein flächendeckendes Filialnetz von 852 Filialen zurückgreifen (Deutsche 

Postbank AG, 2009: 44-45). 

  

Aufbauend auf attraktiven Produkten und einer einzigartigen Vertriebsoberfläche im 

deutschen Binnenmarkt konnte 2009 eine positive Entwicklung des Kundengeschäfts 

verzeichnet werden (Deutsche Postbank AG, 2009: 5). 

 

Seit der Veräusserung des Bundes an die Gesellschaft Deutsche Post AG, ist dieser 

indirekt über sein Engagement bei der Deutschen Post AG an der Deutschen Post-

bank AG beteiligt. Die nachstehende Abbildung zeigt die aktuelle Aktionärsstruktur 

auf (Deutsche Postbank AG, 2009: 71-72).  

 

Institutionelle 
Anleger
25.9%

Deutsche Bank AG
25% + 1 Aktie

Deutsche Post 
39.5%

Private Anleger 9.6%

Abbildung 23:  
Aktionärsstruktur der Deutsche 
Postbank AG (in Anlehnung an 
Deutsche Postbank AG, 2009: 12) 

Aktionärsstruktur der Deutschen Postbank AG 
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11.2 Geschichte 
Im Rahmen der Postreform I wurde die Deutsche Bundespost in die drei eigenstän-

digen Geschäftsbereiche Postdienst, Postbank und Fernmeldedienst unterteilt. Somit 

agierte die Postbank erstmals als eigenständiges Institut. Mit der Postreform II wur-

den diese Bereiche privatisiert und es gingen die folgenden Gesellschaften hervor. 

 

Ursprüngliche Bezeichnung  Neue Bezeichnung 

Deutsche Bundespost Postdienst  Deutsche Post AG 

Deutsche Bundespost Fernmeldedienst  Deutsche Telekom AG 

Deutsche Bundespost Postbank  Deutsche Postbank AG 
 

 

Die drei Bereiche wurden in Aktiengesellschaften umgewandelt und die Deutsche 

Bundespost aufgelöst. Die Deutsche Postbank AG erhielt in diesem Zuge die voll-

ständige Banklizenz, womit es ihr nun möglich war, ihr Leistungsangebot auszudeh-

nen (Der Präsident des Bundesrechnungshofes als Bundesbeauftragter für Wirt-

schaftlichkeit in der Verwaltung, 2009: 45-50). 

 

11.3 Geschäftsfelder 
Die Postbank hat sich zur führenden Privatkundenbank in Deutschland entwickelt. 

Sie teilt ihre Aktivitäten in vier Geschäftsbereiche auf und erbringt in Kooperation mit 

der Deutschen Post AG Postdienstleistungen in ihrem Filialnetz. 

 

Der erste Geschäftsbereich ist das Retail Banking, in welchem Privat- und Ge-

schäftskunden standardisierte Bank- und Finanzprodukte angeboten werden. Der 

Bereich Firmenkunden kümmert sich um Firmenkunden der Postbank und bietet ih-

nen Dienstleistungen um den Zahlungsverkehr sowie Kredite und Finanzierungen an. 

Das Transaction Banking umfasst alle Abwicklungsleistungen rund um Zahlungsver-

kehr, Konti und Kredite. Dies geschieht auf Basis modernster Technologien. Der vier-

te Bereich ist Financial Markets, welcher für Geld- und Kapitalmarktaktivitäten des 

Postbank Konzerns verantwortlich ist (Deutsche Postbank AG, 2009: 44-45). 

 

Tabelle 9: Entwicklung Bundespost (in Anlehnung an Der Präsident des Bundesrechnungshofes als 
Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, 2009: 45-50) 
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11.4 Entwicklung 
Die Entwicklung der Postbank zeigt ein positives Bild. Der Gesamt-Ertrag verzeichnet 

gegenüber 2003 einen CAGR von +4.45%. Diese positive Entwicklung zeigt, dass 

selbst mit den Verlusten des Jahres 2008 eine positive Veränderung vorhanden ist. 

Der Verwaltungsaufwand konnte, trotz des starken Mitarbeiteranstieges von zusätz-

lich 12'160 Mitarbeitern gegenüber 2003, auf einem guten Niveau gehalten werden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Mit Ausnahme im Jahr 2008 konnte stets ein Jahresüberschuss von durchschnittlich 

483 Mio. EUR erwirtschaftet werden. Auch die Bilanzsumme veränderte sich seit 

2003 um total 70.9% auf 226'609 Mio. EUR (Deutsche Postbank AG, 2009: 166). 

 

11.5 Finanzkrise 
Die deutsche Wirtschaft wurde von der globalen Wirtschaftskrise sehr stark betroffen. 

Das BIP 2009 verlor 5% gegenüber dem Vorjahr und die Exporte fielen um 14.2% 

zurück. So war auch die Postbank von der Finanzkrise betroffen und verzeichnete im 

Jahr 2008 einen Konzernverlust von 886 Mio. Euro. Die ergriffenen Massnahmen 

während der Finanzkrise führten aber zu einer Stärkung der Kapitalposition und zu 

einer Verbesserung der Risikostruktur (Deutsche Postbank AG, 2009: 55-56). 
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Abbildung 24: Ertrag und Aufwand-Entwicklung 2003-2009 
(in Anlehnung an Deutsche Postbank AG, 2009: 166) 
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12 Resultate 
Der Abschnitt Resultate dient der Zusammenfassung sämtlicher gewonnener Er-

kenntnisse. Er dient der abschliessenden Entscheidung, ob die PostFinance in eine 

Postbank umgewandelt werden soll und ob der Briefverkehr dadurch subventioniert 

werden könnte. 

 

12.1 Ist-Zustand 
Ressourcen und Kompetenzen 

Die PostFinance verfügt über Ressourcen wie ihre Mitarbeiter, IT-System, Anschluss 

an das Zahlungsverkehr-System oder auch die Postomaten. Sie kann ihre Wettbe-

werbsvorteile insbesondere durch ihr physisches Postellennetz und den Brand Post 

erzielen. Die PostFinance und deren Mitarbeiter verfügen über eine hohe Kompetenz 

und grosses Know-how im Bereich des Zahlungsverkehrs. Im Bereich des Aktivge-

schäfts fehlt ihnen jedoch das benötigte Know-how. 

 

Stakeholder 

An die Post und PostFinance sind hohe Erwartungen gebunden. Nicht nur der Eigner 

erwartet die Erfüllung seiner Ziele sondern auch weitere Anspruchsgruppen wie die 

Kunden, Kantone und Gemeinde, Mitarbeiter, Bevölkerung und Politik sowie Koope-

rationspartner haben hohe Erwartungen und Einfluss auf die Entwicklung des Ge-

schäftes. 

 

Kooperationen 

Da die PostFinance keine Banklizenz hat, ist sie auf Kooperationen angewiesen. 

Trotz guter Zusammenarbeit mit diversen Partnern, schmälert eine nicht eigenständi-

ge Vergabe von Krediten das Ergebnis.  

 

Finanzen 

Auf Stufe des Konzerns konnte eine hohe Abhängigkeit der beiden Segmente 

PostFinance und PostMail aufgezeigt werden. Das Gesamtergebnis ist stark von der 

Zielerreichung dieser beiden Segmente beeinflusst. Die Post erbringt sehr gute Leis-

tungen, weist ein intaktes Kosten-Ertragsmanagement auf und erfüllt die Ziele des 

Bundesrates gemäss den Vorgaben. Trotz dessen ist der Konzern noch ungenügend 

kapitalisiert.  
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Tabelle 10: SWOT-Analyse 

Der Bereich PostMail ist mit rückläufigen Briefmengen konfrontiert und wird durch die 

Öffnung des Briefmarktes zukünftig auf mehr Wettbewerb stossen. Trotz positiver 

Konzepte wie das REMA-Projekt und einer guten Rangierung im internationalen Ver-

gleich, kann diesem Trend langfristig nur schwer entgegengetreten werden. 

 

Die PostFinance weist eine sehr starke finanzielle Basis auf und erfüllt die Eigenkapi-

talanforderungen gemäss Basel II. Das Jahr 2009 gilt als Rekordjahr und die gesam-

te Entwicklung des Geschäftsbereiches ist hauptsächlich positiv. Das Segment konn-

te sich zudem in wirtschaftlich schweren Zeiten am Markt behaupten und zeigt somit 

seine Stärke.  
 

12.2 Soll-Zustand 
SWOT 

Die SWOT-Analyse verdeutlichte die aktuellen Stärken und Schwächen der Post-

Finance und zeigte mögliche Chancen und Gefahren auf. 

Stärken Schwächen 

 Geschäftsmodell und Management 
 Etablierung im Schweizer Finanzmarkt 
 Stärkeres Wachstum als Marktentwicklung 
 Vertrauen der Kundschaft  
 Finanzkraft und Eigenkapitalbasis (Basel II) 
 Umfassendes Poststellennetz 
 Beratungsservice 
 Image der Schweizerischen Post 

 Rechtliche Gliederung 
 Keine Banklizenz 
 Margenteilung (Kooperationspartner) 
 Fehlendes Know-how  
 Verhältnismässig wenig Hauptbank-

beziehungen 

Chancen Gefahren 

 Erhalt Banklizenz 
 Selbständiges Betreiben Aktivgeschäft 
 Keine Margenteilung 
 Regulatorische Sicherheit 
 Klärung von Verantwortlichkeiten 
 Steigerung Transparenz 
 Aufhebung Post-Sonderregelungen 
 Risikominimierung / Diversifikation 
 Zusätzliche nationale Kraft werden 
 Starker Neugeldzufluss 

 Höheres Ausfallrisiko 
 Aufgabe Staatsgarantie 
 Verlust Kundenvertrauen 
 Wettbewerbsverzerrung 
 Politischer Missbrauch  
 Preiskampf 
 Struktur schädigen 
 Belastung Steuerzahler 
 Marktunsicherheiten 
 Kunde 2015 
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Konkurrenzanalyse 

Anhand der geografischen Ausrichtung und dem Tätigkeitsgebiet konnte die Konkur-

renz der PostFinance enger definiert werden. Die Grossbanken konzentrieren sich 

vermehrt auf das Investmentbanking und sehen Hypotheken teilweise lediglich als 

Einstiegsgeschäfte um Vermögenswerte zu verwalten. Die Kantonalbanken, Regio-

nalbanken und Sparkassen sowie die Raiffeisenbanken sind daher die nähere Kon-

kurrenz, mit welcher die PostFinance im Zuge einer Banklizenz direkt konkurrieren 

würde. 

 

Nachfrageanalyse 

Bei der Nachfrageanalyse wurde zwischen Kunden im Logistikgeschäft und Kunden 

im Finanzgeschäft unterschieden. Allgemein ist eine zunehmende Alterung sowie 

eine steigenden Komplexität des Alltags zu verzeichnen. Dies führt zu Bedürfnissen 

nach einfacheren Lösungen. Traditionelle Werte zeigen wieder steigende Beliebtheit 

und die Kundschaft reagiert preissensitiv und hat hohe Ansprüche im Bezug auf die 

soziale und ökologische Nachhaltigkeit. 

 

Die Logistikkunden möchten trotz steigender Ausgaben auf Seiten der Unterneh-

mung eine hohe Qualität und Verlässlichkeit zu tiefen Preisen. 

 

Die Finanzkunden interessieren kurzfristig sichere und kostengünstige Finanzdienst-

leistungen sowie eine persönliche Beziehung zur Bank. Der Kunde 2015 ist aller-

dings durch abnehmende Bankentreue, internationale Kundenbasis und eine Vielzahl 

an Informationsmöglichkeiten gekennzeichnet. Das Social Networking wirk künftig 

eine noch höhere Bedeutung einnehmen, welcher man nachkommen muss. 

 

Pestel 

Mit der Pestel-Analyse konnten Einflussfaktoren der Makroumwelt aufgezeigt und 

deren Einfluss auf die Organisation und Strategie gemessen werden. 

 

Auf der politischen Ebene sind der Entscheid über eine Unterstellung unter die FIN-

MA sowie eine Erteilung einer vollständigen Banklizenz die Haupteinflüsse. Der Ent-

scheid bezüglich der Postgesetzgebung wird somit den gesamten Konzern betreffen.  

Im Rahmen der ökonomischen Ebene wird die PostFinance mit vermehrten Unsi-
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cherheiten an den Märkten und steigender Volatilität konfrontiert sein. Auch der ra-

santen Weiterentwicklung  im Bereich der Informationstechnologie sowie den Kontak-

tierungsmöglichkeiten wird die PostFinance nachkommen müssen, um keine 

Nachteile entstehen zu lassen. Der Klimawandel und die Ansprüche daraus wird 

auch die Post und die PostFinance betreffen, weshalb auf eine umweltfreundliche 

Erfüllung des Universaldienstes geachtet werden muss. 

 

Five-Forces 

Mit der Five-Forces-Analyse wurden die treibenden Kräfte der Finanzbranche beur-

teilt. Anhand dieser Branchenstrukturanalyse ergaben sich folgende Einflüsse.  

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Die Finanzbranche ist demnach gekennzeichnet durch einen hohen Wettbewerb. 

Zudem muss in dieser Branche mit keinen neuen Markteintritten gerechnet werden. 

 

Hindernisse 

Der Weg zu einer Postbank bedarf verschiedener Lösungen bezüglich Hindernissen. 

Neben der Anpassung der geltenden Ordnung, sind aufwändige Bankanforderungen 

zu erfüllen sowie auf das Quersubventionierungsverbot und Basel II-Vorschriften zu 

achten. Die Finanzkrise kann für die PostFinance als treibenden Faktor für eine 

Banklizenz einstehen, gleichzeitig jedoch die Risiken einer zusätzlichen Bank im 

Markt aufbringen.  

Kraft Einfluss auf die Branche 
Markteintrittsbedrohung tief 

Käufermacht tief 

Lieferantenmacht tief 

Ersatzprodukte tief 

 Wettbewerbsrivalität hoch 

Tabelle 11: Erkenntnisse Five-Forces-Analyse 
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Pro und Contra 

Mittels Klassifikation zwischen Pro und Contra wurden verschiedene Argumente be-

wertet. Die untenstehende Tabelle fasst die gewonnenen Erkenntnisse zusammen. 
 

Pro und Contra einer Banklizenz für die PostFinance 

Pro Contra 
Unterstützung Poststellennetz Staatsgarantie 

Belebung des Wettbewerbs Bundesverfassung 

Alternative Bezugsmöglichkeit Verwendung Kundengelder (Konzern) 

Erfüllung der Eigenkapitalquotenvereinbarung 
nach Basel II Wettbewerbseingriff 

Regelung der rechtlichen Situation Keine Kreditklemme 

Konsequente Vorgehensweise Bonitätsprüfung  nicht mehr Kredite 

Margenbetrachtung Zusätzliches Risiko Steuerzahler 

Inlandinvestitionen / Diversifikation Konjunkturelle Einflüsse 

Unfairer Statusvorteil 
Verdrängungskampf in den Regionen und 
Steuerentrichtung 

Arbeitsplätze Zeithorizont und fehlendes Know-how 
 
 

 
Fazit Deutsche Postbank 

Die Deutsche Postbank AG konnte sich seit dem Erhalt einer vollständigen Bankli-

zenz und der Umwandlung in eine Aktiengesellschaft sehr gut im Markt positionieren 

und festigen. Sie konnte langfristig ihr Jahresergebnis verbessern und sich auch in 

wirtschaftlich schwierigen Zeiten trotz Verlusten am Markt behaupten. Zudem hatte 

sie im Zuge der Finanzkrise die Chance einer Verbesserung des Risikoprofils und 

Stärkung der Kapitalposition wahrgenommen, was sie für die Zukunft stabiler ma-

chen wird. Mittels Kooperationen mit der Deutschen Post AG kann sie Synergien 

nutzen und so ihre Ertragsstruktur optimieren. Das Beispiel der Deutschen Postbank 

zeigt, dass eine Postbank funktionieren und erfolgreich bestehen kann. Sie hält die 

Vorschriften nach Basel II ein, steigert laufend ihre langfristigen finanziellen Erfolge 

und greift auf Zusammenarbeit und Nutzung von Synergien mit vergangenen Struktu-

ren und Partnern zurück. Auch der Finanzplatz Deutschland zeigte keine negativen 

Ergebnisse aufgrund der Postbank.  

Tabelle 12: Pro und Contra einer Banklizenz 
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13 Fazit 
Die PostFinance erzielt im aktuellen Umfeld und mit den aktuellen Gegebenheiten 

sehr gute Resultate und könnte den Konzern auch mit demselben Geschäftskonzept 

wie bis anhin unterstützen. Der Briefverkehr könnte so kurzfristig unterstützt werden. 

Da die Lösung jedoch langfristiger Natur sein sollte, ist die Variante Status Quo 
nicht zu empfehlen. 

 

Eine Banklizenz wäre eine Lösung um die Margen künftig nicht mehr teilen zu müs-

sen. Aus der finanziellen Sicht wäre dies ebenfalls denkbar, da die Voraussetzungen 

gegeben und die Vorgaben seitens der PostFinance erfüllt werden könnten. Da der 

Wettbewerb im Paket- und Briefmarkt zunehmend steigt und Substitutionseffekte an-

haltend sind, braucht die Post eine langfristige Lösung.  

 

Die Möglichkeit einer Banklizenz wird jedoch durch verschiedene Contra, wie das 

Nichtvorhandensein einer Kreditklemme und die Unmöglichkeit von einer erhöhten 

Kreditvergabe aufgrund der Bonitätsprüfung, entkräftet. Auch das zusätzliche Risiko 

für den Steuerzahler, das fehlende Know-how im Aktivgeschäft und die konjunkturel-

le Einflüsse sprechen gegen eine Banklizenz. Selbst das positive Beispiel der Post-

bank in Deutschland vermag eine Banklizenz für die PostFinance nicht als notwendig 

erscheinen zu lassen. Auch wenn der Briefverkehr theoretisch unterstützt werden 

könnte, ist die Variante einer vollständigen Banklizenz nicht zu empfehlen. 

 

Obwohl die Varianten Status Quo und vollständige Banklizenz nicht empfohlen wer-

den, ist eine Lösung, insbesondere aufgrund der aktuellen rechtlichen Ordnung und 

der Vielzahl an Sonderregelungen, unabdingbar. Die PostFinance könnte der FINMA 

unterstellt werden und somit  zur Steigerung der Transparenz, Aufhebung der Son-

derregelungen und regulatorischer Sicherheit beitragen. Wie auch bei den vorgehen-

den Varianten könnte der Briefverkehr durch die positive Entwicklung des Geschäfts-

bereiches PostFinance weiterhin unterstützt werden.  
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Durch die Umwandlung in eine privatrechtliche Aktiengesellschaft würde man den 

banken- und aufsichtsrechtlichen Anforderungen genügen und die Interessen des 

Bundes in der Grundversorgung Zahlungsverkehr könnten gewahrt werden. Die Post 

könnte ihren Einfluss durch die Einsitznahme im Verwaltungsrat, die Ausgestaltung 

der Statuten und via Aktionärsinteressen in der Generalversammlung aufrechterhal-

ten. Die Unterstellung unter die FINMA sowie die Umwandlung der PostFinance in 

eine privatrechtliche Aktiengesellschaft ist, langfristig gesehen, empfehlenswert. 
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15 Anhang 
Postorganisationsgesetz: 
Art. 1 Gegenstand 

Dieses Gesetz regelt die Errichtung und Organisation der Postunternehmung des 

Bundes. 
 

Art. 2 Firma, Rechtsform, Sitz und Handelsregistereintrag 
1 Unter der Firma «Die Schweizerische Post» (Post) besteht eine selbständige An-

stalt des öffentlichen Rechts mit Rechtspersönlichkeit und Sitz in Bern. 
2 Die Firma wird im Handelsregister eingetragen und ist dadurch für das ganze Ge-

biet der Schweiz geschützt. 
 

Art. 3 Zweck 
1 Die Post erbringt im In- und Ausland Dienstleistungen nach der Postgesetzgebung 

und der Gesetzgebung über den öffentlichen Verkehr. 
2 Sie kann alle Rechtsgeschäfte tätigen, die der Unternehmungszweck mit sich bringt, 

namentlich Grundstücke erwerben und veräussern sowie Gesellschaften gründen, 

sich an Gesellschaften beteiligen oder auf andere Weise mit Dritten zusammenarbei-

ten. 
 

Art. 6 Strategische Ziele 

Der Bundesrat legt für jeweils vier Jahre die strategischen Ziele der Post fest. 
 

Schweizerisches Strafgesetzbuch: 
Verletzung des Post- und Fernmeldegeheimnisses 

Art. 321ter 265 
1 Wer als Beamter, Angestellter oder Hilfsperson einer Organisation, die Post- oder 

Fernmeldedienste erbringt, einem Dritten Angaben über den Post-, Zahlungs- oder 

den Fernmeldeverkehr der Kundschaft macht, eine verschlossene Sendung öffnet 

oder ihrem Inhalt nachforscht, oder einem Dritten Gelegenheit gibt, eine solche 

Handlung zu begehen, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe be-

straft. 
2 Ebenso wird bestraft, wer eine nach Absatz 1 zur Geheimhaltung 

verpflichtete Person durch Täuschung veranlasst, die Geheimhaltungspflicht zu ver-

letzen. 
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3 Die Verletzung des Post- und Fernmeldegeheimnisses ist auch nach Beendigung 

des amtlichen oder dienstlichen Verhältnisses strafbar. 
4 Die Verletzung des Post- und Fernmeldegeheimnisses ist nicht strafbar, soweit sie 

zur Ermittlung des Berechtigten oder zur Verhinderung von Schäden erforderlich ist. 
5 Vorbehalten bleiben Artikel 179octies sowie die eidgenössischen und kantonalen 

Bestimmungen über die Zeugnispflicht und über die Auskunftspflicht gegenüber einer 

Behörde. 
 

Verordnung über die Banken und Sparkassen: 
Art. 4 
1 Das in Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe b des Gesetzes verlangte voll einbezahlte Min-

destkapital muss mindestens 10 Millionen Franken betragen. Bei Sacheinlagegrün-

dungen ist der Wert der eingebrachten Aktiven und der Umfang der Passiven durch 

eine von der Eidgenössischen Finanzmarktaufsicht (FINMA) zugelassene Prüfgesell-

schaft zu überprüfen; das gilt auch bei der Umwandlung eines bestehenden Unter-

nehmens in eine Bank. 
2 Wird ein bestehendes Unternehmen in eine Bank umgewandelt, so darf das voll 

einbezahlte Kapital weniger als 10 Millionen Franken betragen, wenn das bereinigte 

Kernkapital im Sinne des Artikels 23 der Eigenmittelverordnung vom 29. September 

2006 (ERV) diesen Betrag erreicht. Die FINMA entscheidet darüber im Einzelfall. 
3 In besonderen Fällen kann die FINMA Ausnahmen gewähren, namentlich sofern: 

a. die Banken Teil einer zentralen Organisation bilden, welche ihre Verpflichtungen 

garantiert; 

b. die zentrale Organisation und die angeschlossenen Banken die Vorschriften über 

die Eigenmittel und die Risikoverteilung auf konsolidierter Basis erfüllen; und 

c. die Leitung der zentralen Organisation den angeschlossenen Banken verbindliche 

Weisungen erteilen kann. 

 
Verordnung über die Börsen und den Effektenhandel: 
Art. 22 Mindestkapital und Sicherheitsleistung 

(Art. 10 Abs. 2 Bst. b und Abs. 3 BEHG) 
1 Der Effektenhändler muss über ein Mindestkapital von 1,5 Millionen Franken verfü-

gen. Es muss voll eingezahlt sein. Bei Sacheinlagegründungen ist der Wert der ein-

gebrachten Aktiven und der Umfang der Passiven durch eine von der FINMA aner-
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kannte Prüfgesellschaft zu überprüfen; das gilt auch bei der Umwandlung eines be-

stehenden Unternehmens in einen Effektenhändler. 
2 Bei natürlichen Personen und Personengesellschaften gelten als Kapital: 

a. die Kapitalkonten; und 

b. die Guthaben der unbeschränkt haftenden Gesellschafter, sofern aus einer schrift-

lichen Erklärung hervorgeht, dass sie unwiderruflich im Falle der Liquidation, des 

Konkurses oder Sanierungsverfahrens den Forderungen aller übrigen Gläubiger im 

Rang nachgehen und dass sie weder mit Forderungen des Effektenhändlers ver-

rechnet noch aus Vermögenswerten des Effektenhändlers sichergestellt werden. 
3 Die Guthaben nach Absatz 2 können nur angerechnet werden, wenn aus einer bei 

der Prüfgesellschaft hinterlegten schriftlichen Erklärung die Verpflichtung des Effek-

tenhändlers hervorgeht, keinen der zwei Kapitalbestandteile ohne vorgängige Zu-

stimmung der Prüfgesellschaft so weit herabzusetzen, dass der Mindestkapitalbetrag 

unterschritten wird. 
4 Die FINMA kann natürlichen Personen und Personengesellschaften gestatten, an-

stelle eines Mindestkapitals nach den Absätzen 2 und 3 eine Sicherheit von mindes-

tens 1,5 Millionen Franken zu hinterlegen, zum Beispiel in Form einer Bankgarantie 

oder einer Bareinlage auf einem Sperrkonto bei einer Bank. 
5 In begründeten Einzelfällen kann die FINMA einen anderen Mindestansatz festle-

gen. 
6 Für Banken gelten die Bestimmungen der Eigenmittelverordnung vom 29. Septem-

ber 2006. 
 

Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft 
Art. 92 Post- und Fernmeldewesen 
1 Das Post- und Fernmeldewesen ist Sache des Bundes. 
2 Der Bund sorgt für eine ausreichende und preiswerte Grundversorgung mit Post- 

und Fernmeldediensten in allen Landesgegenden. Die Tarife werden nach einheitli-

chen Grundsätzen festgelegt. 


